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Handelsabkommen
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Nachdem das am 3. November 1970 in Wien unterzeichnete Abkommen zwischen der
Republik Österreich und der Türkischen Republik zur Vermeidung der Doppelbesteuerung und
zur Regelung bestimmter anderer Fragen auf dem Gebiete der Steuern vom Einkommen und vom
Vermögen, welches also lautet:

ABKOMMEN ZWISCHEN DER REPU-
BLIK ÖSTERREICH UND DER TÜR-
KISCHEN REPUBLIK ZUR VERMEI-
DUNG DER DOPPELBESTEUERUNG
UND ZUR REGELUNG BESTIMMTER
ANDERER FRAGEN AUF DEM GE-
BIETE DER STEUERN VOM EIN-
KOMMEN UND VOM VERMÖGEN

Die Republik Österreich
und

die Türkische Republik

sind, von dem Wunsche geleitet, auf dem Gebiete
der Steuern vom Einkommen und vom Ver-
mögen die Doppelbesteuerung zu vermeiden
und bestimmte andere Fragen zu regeln, überein-
gekommen wie folgt:

Artikel 1
Persönlicher Geltungsbereich

Dieses Abkommen gilt für Personen, die in
einem Vertragstaat oder in beiden Vertrag-
staaten ansässig sind.

Artikel 2

Unter das Abkommen fallende Steuern

(1) Dieses Abkommen gilt, ohne Rücksicht
auf die Art der Erhebung, für Steuern vom Ein-
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kommen und vom Vermögen, die für Rechnung
eines der beiden Vertragstaaten oder seiner Ge-
bietskörperschaften erhoben werden.

(2) Als Steuern vom Einkommen und vom.
Vermögen gelten alle Steuern, die vom Gesamt-
einkommen, vom Gesamtvermögen oder von
Teilen des Einkommens oder des Vermögens
erhoben werden, einschließlich der Steuern vom
Gewinn aus der Veräußerung beweglichen oder
unbeweglichen Vermögens sowie der Steuern
vom Vermögenszuwachs.

(3) Zu den zurzeit bestehenden Steuern, für
die das Abkommen gilt, gehören insbesondere

a) in der Türkischen Republik:
(i) die Einkommensteuer (Gelir vergisi);

(ii) die Körperschaftsteuer (Kurumlar ver-
gisi);

b) in der Republik Österreich:

(i) die Einkommensteuer;

(ii) die Körperschaftsteuer;

(iii) der Beitrag vom Einkommen zur För-
derung des Wohnbaues und für
Zwecke des Familienlastenausgleiches;

(iv) der Katastrophenfondsbeitrag vom
Einkommen;

(v) die Sonderabgabe vom Einkommen;

(vi) die Aufsichtsratsabgabe;

(vii) die Vermögensteuer;

(viii) der Katastrophenfondsbeitrag vom
Vermögen ;

(ix) die Sonderabgabe vom Vermögen;

(x) die Abgabe von Vermögen, die der
Erbschaftssteuer entzogen sind;

(xi) die Gewerbesteuer einschließlich der
Lohnsummensteuer;

(xii) die Grundsteuer;

(xiii) die Abgabe von land- und forstwirt-
schaftlichen Betrieben;
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(xiv) die Beiträge von land- und forstwirt-
schaftlichen Betrieben zum Ausgleichs-
fonds für Familienbeihilfen;

(xv) die Abgabe vom Bodenwert bei unbe-
bauten Grundstücken.

(4) Das Abkommen gilt auch für alle Steuern
gleicher oder ähnlicher Art, die künftig neben den
zurzeit bestehenden Steuern oder an deren Stelle
erhoben werden. Die zuständigen Behörden der
Vertragstaaten teilen einander die Änderungen
mit, die bei den unter das Abkommen fallenden
Steuern eingetreten sind.

Artikel 3

Allgemeine Definitionen

(1) Im Sinne dieses Abkommens, wenn der Zu-
sammenhang nichts anderes erfordert:

a) bedeuten die Ausdrücke „ein Vertragstaat"
und „der andere Vertragstaat", je nach dem
Zusammenhang, die Türkische Republik
oder die Republik Österreich;

b) bedeutet der Ausdruck „Steuer" die in
Artikel 2 dieses Abkommens genannten
Steuern;

c) umfaßt der Ausdruck „Person" natürliche
Personen, Gesellschaften und alle anderen
Personenvereinigungen ;

d) bedeutet der Ausdruck „Gesellschaft" juri-
stische Personen oder Rechtsträger, die für
die Besteuerung wie juristische Personen be-
handelt werden;

e) bedeutet der Ausdruck „Staatsangehörige":
(i) in der Türkischen Republik natürliche

Personen, die gemäß dem „Gesetz über
die türkische Staatsangehörigkeit" die
türkische Staatsangehörigkeit besitzen
und alle juristischen Personen, Personen-
gesellschaften und anderen Personen-
vereinigungen, die nach dem in der
Türkischen Republik geltenden Recht
errichtet worden sind;

(ii) in der Republik Österreich alle natür-
lichen Personen, die die Staatsangehörig-
keit der Republik Österreich besitzen,
und alle juristischen Personen, Personen-
gesellschaften und anderen Personen-
vereinigungen, die nach dem in der Re-
publik Österreich geltenden Recht er-
richtet worden sind;

f) bedeuten die Ausdrücke „Unternehmen
eines Vertragstaates" und „Unternehmen
des anderen Vertragstaates", je nachdem,
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ein Unternehmen, das von einem in einem
Vertragstaat ansässigen Person betrieben
wird, oder ein Unternehmen, das von einer
in dem anderen Vertragsstaat ansässigen
Person betrieben wird;

g) bedeutet der Ausdruck „zuständige Be-
hörde":
(i) in der Türkischen Republik den Minister

der Finanzen oder seine gehörig be-
vollmächtigten Vertreter,

(ii) in der Republik Österreich das Bundes-
ministerium für Finanzen.

(2) Bei Anwendung des Abkommens durch
einen Vertragstaat hat, wenn der Zusammenhang
nichts anderes erfordert, jeder nicht anders defi-
nierte Ausdruck die Bedeutung, die ihm nach dem
Recht dieses Staates über die Steuern zukommt,
welche Gegenstand des Abkommens sind.

Artikel 4

Steuerlicher Wohnsitz

(1) Im Sinne dieses Abkommens bedeutet der
Ausdruck „eine in einem Vertragstaat ansässige
Person" eine Person, die nach dem Recht dieses
Staates dort auf Grund ihres Wohnsitzes, ihres
ständigen Aufenthalts, ihres Sitzes, des Ortes
ihrer Geschäftsleitung oder eines anderen ähn-
lichen Merkmals steuerpflichtig ist.

(2) Ist nach Absatz 1 eine natürliche Person in
beiden Vertragstaaten ansässig, so gilt folgendes:

a) Die Person gilt als in dem Vertragstaat an-
sässig, in dem sie über eine ständige Wohn-
stätte verfügt. Verfügt sie in beiden Ver-
tragstaaten über eine ständige Wohnstätte,
so gilt sie als in dem Vertragstaat ansässig,
zu dem sie die engeren persönlichen und
wirtschaftlichen Beziehungen hat (Mittel-
punkt der Lebensinteressen).

b) Kann nicht bestimmt werden, in welchem
Vertragstaat die Person den Mittelpunkt der
Lebensinteressen hat, oder verfugt sie in
keinem der Vertragstaaten über eine ständige
Wohnstätte, so gilt sie als in dem Vertrag-
staat ansässig, in dem sie ihren gewöhnlichen
Aufenthalt hat.

c) Hat die Person ihren gewöhnlichen Aufent-
halt in beiden Vertragstaaten oder in keinem
der Vertragstaaten, so gilt sie als in dem
Vertragstaat ansässig, dessen Staatsange-
hörigkeit sie besitzt.

d) Besitzt die Person die Staatsangehörigkeit
beider Vertragstaaten oder keines Vertrag-
staates, so werden die zuständigen Behörden
der Vertragstaaten versuchen, die Frage ge-
mäß Artikel 26 zu regeln.
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(3) Ist nach Absatz 1 eine andere als eine natür-
liche Person in beiden Vertragstaaten ansässig,
so werden die zuständigen Behörden der Vertrag-
staaten versuchen, die Frage gemäß Artikel 26 zu
regeln.

Artikel 5

Betriebstätte

(1) Im Sinne dieses Abkommens bedeutet der
Ausdruck „Betriebstätte" eine feste Geschäfts-
einrichtung, in der die Tätigkeit des Unter-
nehmens ganz oder teilweise ausgeübt wird.

(2) Der Ausdruck „Betriebstätte" umfaßt ins-
besondere:

a) einen Ort der Leitung,
b) eine Zweigniederlassung,
c) eine Geschäftsstelle,
d) eine Fabrikationsstätte,
e) eine Werkstätte,
f) ein Bergwerk, einen Steinbruch oder eine

andere Stätte der Ausbeutung von Boden-
schätzen,

g) eine Bauausführung oder Montage, deren
Dauer sechs Monate überschreitet.

(3) Als Betriebstätten gelten nicht:
a) Einrichtungen, die ausschließlich zur Lage-

rung, Ausstellung oder Auslieferung von
Gütern oder Waren des Unternehmens be-
nutzt werden;

b) Bestände von Gütern oder Waren des Unter-
nehmens, die ausschließlich zur Lagerung,
Ausstellung oder Auslieferung unterhalten
werden;

c) Bestände von Gütern oder Waren des Unter-
nehmens, die ausschließlich zu dem Zweck
unterhalten werden, durch ein anderes
Unternehmen bearbeitet oder verarbeitet zu
werden;

d) eine feste Geschäftseinrichtung, die aus-
schließlich zu dem Zweck unterhalten wird,
für das Unternehmen Güter oder Waren
einzukaufen oder Informationen zu be-
schaffen;

e) eine feste Geschäftseinrichtung, die aus-
schließlich zu dem Zweck unterhalten wird,
für das Unternehmen zu werben, Informa-
tionen zu erteilen, wissenschaftliche For-
schung zu betreiben oder ähnliche Tätig-
keiten auszuüben, die vorbereitender Art
sind oder eine Hilfstätigkeit darstellen.

(4) Schließt ein Unternehmen eines Vertrag-
staates in dem anderen Vertragstaat durch Ver-
mittlung einer Person — mit Ausnahme eines
unabhängigen Vertreters im Sinne des Absatzes 5 —
nicht nur gelegentlich Verträge ab und ist diese
Person bevollmächtigt, im Namen des Unter-
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nehmens solche Verträge abzuschließen, so wird
dieses Unternehmen so behandelt, als habe es in
diesem anderen Staat eine Betriebstätte, es sei
denn, daß sich diese Verträge auf den Einkauf
von Gütern oder Waren für das Unternehmen be-
schränken.

(5) Ein Unternehmen eines Vertragstaates wird
nicht schon deshalb so behandelt, als habe es eine
Betriebstätte in dem anderen Vertragstaat, weil
es dort seine Tätigkeit durch einen Makler,
Kommissionär oder einen anderen unabhängigen
Vertreter ausübt, sofern diese Personen im Rah-
men ihrer ordentlichen Geschäftstätigkeit handeln.

(6) Allein dadurch, daß eine in einem Vertrag-
staat ansässige Gesellschaft eine Gesellschaft
beherrscht oder von einer Gesellschaft beherrscht
wird, die in dem anderen Vertragstaat ansässig ist
oder dort (entweder durch eine Betriebstätte
oder in anderer Weise) ihre Tätigkeit ausübt,
wird eine der beiden Gesellschaften nicht zur Be-
triebstätte der anderen.

Artikel 6
Einkünf te aus unbeweglichem Vermögen

(1) Einkünfte aus unbeweglichem Vermögen
dürfen in dem Vertragstaat besteuert werden,
in dem dieses Vermögen liegt.

(2) Der Ausdruck „unbewegliches Vermögen"
bestimmt sich nach dem Recht des Vertrag-
staates, in dem das Vermögen liegt. Der Aus-
druck umfaßt in jedem Fall das Zubehör zum
unbeweglichen Vermögen, das lebende und tote
Inventar land- und forstwirtschaftlicher Betriebe,
Fischfangplätze aller Art, die Rechte, auf die die
Vorschriften des Privatrechts über Grundstücke
Anwendung finden, die Nutzungsrechte an unbe-
weglichem Vermögen sowie die Rechte auf ver-
änderliche oder feste Vergütungen für die Aus-
beutung oder das Recht auf Ausbeutung von
Mineralvorkommen, Quellen und anderen Boden-
schätzen; Schiffe und Luftfahrzeuge gelten nicht
als unbewegliches Vermögen.

(3) Absatz 1 gilt für die Einkünfte aus der un-
mittelbaren Nutzung, der Vermietung oder Ver-
pachtung sowie jeder anderen Art der Nutzung
unbeweglichen Vermögens.

(4) Die Absätze 1 und 3 gelten auch für Ein-
künfte aus unbeweglichem Vermögen eines Unter-
nehmens und für Einkünfte aus unbeweglichem
Vermögen, das der Ausübung eines freien Be-
rufes dient.

Artikel 7

Unternehmensgewinne

(1) Gewinne eines Unternehmens eines Ver-
tragstaates dürfen nur in diesem Staat besteuert
werden, es sei denn, daß das Unternehmen seine
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Tätigkeit im anderen Vertragstaat durch eine
dort gelegene Betriebstätte ausübt. Übt das
Unternehmen seine Tätigkeit in dieser Weise aus,
so dürfen die Gewinne des Unternehmens in dem
anderen Staat besteuert werden, jedoch nur inso-
weit, als sie dieser Betriebstätte zugerechnet
werden können.

(2) Übt ein Unternehmen eines Vertragstaates
seine Tätigkeit in dem anderen Vertragstaat durch
eine dort gelegene Betriebstätte aus, so sind in
jedem Vertragstaat dieser Betriebstätte die Ge-
winne zuzurechnen, die sie hätte erzielen können,
wenn sie eine gleiche oder ähnliche Tätigkeit
unter gleichen oder ähnlichen Bedingungen als
selbständiges Unternehmen ausgeübt hätte und
im Verkehr mit dem Unternehmen, dessen Be-
triebsstätte sie ist, völlig unabhängig gewesen
wäre.

(3) Bei der Ermittlung der Gewinne einer
Betriebstätte werden die für diese Betriebstätte
entstandenen Aufwendungen zum Abzug zuge-
lassen, gleichgültig, ob sie in dem Staat, in dem
die Betriebstätte liegt, oder anderswo entstanden
sind.

(4) Auf Grund des bloßen Einkaufs von Gü-
tern oder Waren für das Unternehmen wird einer
Betriebstätte kein Gewinn zugerechnet.

(5) Gehören zu den Gewinnen Einkünfte, die
in anderen Artikeln dieses Abkommens behandelt
werden, so werden die Bestimmungen jener
Artikel durch die Bestimmungen dieses Artikels
nicht berührt.

Artikel 8

Schiffahrt und Luftfahrt

Gewinne aus dem Betrieb von Schiffen oder
Luftfahrzeugen im internationalen Verkehr dür-
fen nur in dem Vertragstaat besteuert werden, in
dem sich der Sitz des Unternehmens befindet.

Artikel 9

Verbundene Unternehmen

Wenn
a) ein Unternehmen eines Vertragstaates un-

mittelbar oder mittelbar an der Geschäfts-
leitung, der Kontrolle oder am Kapital eines
Unternehmens des anderen Vertragstaates
beteiligt ist, oder

b) dieselben Personen unmittelbar oder mittel-
bar an der Geschäftsleitung, der Kontrolle
oder am Kapital eines Unternehmens eines
Vertragstaates und eines Unternehmens des
anderen Vertragstaates beteiligt sind,

und in diesen Fällen zwischen den beiden Unter-
nehmen hinsichtlich ihrer kaufmännischen oder
finanziellen Beziehungen Bedingungen verein-
bart oder auferlegt werden, die von denen ab-
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weichen, die unabhängige Unternehmen mitein-
ander vereinbaren würden, so dürfen die Ge-
winne, die eines der Unternehmen ohne diese Be-
dingungen erzielt hätte, wegen dieser Bedin-
gungen aber nicht erzielt hat, den Gewinnen
dieses Unternehmens zugerechnet und entspre-
chend besteuert werden.

Artikel 10

Dividenden
(1) Dividenden, die eine in einem Vertragstaat

ansässige Gesellschaft an eine in dem anderen
Vertragstaat ansässige Person zahlt, dürfen in dem
anderen Staat besteuert werden.

(2) Diese Dividenden dürfen jedoch in dem
Vertragstaat, in dem die die Dividenden zahlende
Gesellschaft ansässig ist, nach dem Recht dieses
Staates besteuert werden; die Steuer darf aber
nicht übersteigen:

a) 25 vom Hundert des Bruttobetrages der
Dividenden, wenn der Empfänger eine
Gesellschaft (ausgenommen eine Personen-
gesellschaft) ist, die unmittelbar über min-
destens 25 vom Hundert des Kapitals der die
Dividenden zahlenden Gesellschaft ver-
fügt;

b) 35 vom Hundert des Bruttobetrages der
Dividenden in allen anderen Fällen.

(3) Dividenden, die von einer in einem der bei-
den Vertragstaaten ansässigen Gesellschaft an
eine in dem anderen Vertragstaat ansässige Ge-
sellschaft gezahlt werden, sind in diesem anderen
Staat von der Besteuerung ausgenommen, aber
nur insofern die Dividenden von der Besteuerung
ausgenommen wären, wenn beide Gesellschaften
in diesem anderen Vertragstaat ansässig wären.

(4) Der in diesem Artikel verwendete Ausdruck
„Dividenden" bedeutet Einkünfte aus Aktien,
Genußaktien oder Genußscheinen, Gründer-
anteilen oder anderen Rechten — ausgenommen
Forderungen — mit Gewinnbeteiligung sowie
aus sonstigen Gesellschaftsanteilen stammende
Einkünfte, die nach dem Steuerrecht des Staates,
in dem die ausschüttende Gesellschaft ansässig ist,
den Einkünften aus Aktien gleichgestellt sind.

(5) Hat der in einem Vertragstaat ansässige
Empfanger der Dividenden in dem anderen Ver-
tragstaat, in dem die die Dividenden zahlende Ge-
sellschaft ansässig ist, eine Betriebstätte und ge-
hört die Beteiligung, für die die Dividenden ge-
zahlt werden, tatsächlich zu dieser Betriebstätte,
ist Artikel 7 anzuwenden.

(6) Gewinne eines Unternehmens eines Ver-
tragstaates, das in dem anderen Vertragstaat durch
eine dort gelegene Betriebstätte tätig ist, werden,
nachdem sie gemäß Artikel 7 besteuert worden
sind, mit dem verbleibenden Betrag nach dem
innerstaatlichen Recht dieses anderen Staates,
in dem sich die Betriebstätte befindet, besteuert
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Artikel 11

Zinsen

(1) Zinsen, die aus einem Vertragstaat stammen
und an eine in dem anderen Vertragstaat an-
sässige Person gezahlt werden, dürfen in dem
anderen Staat besteuert werden.

(2) Diese Zinsen dürfen jedoch in dem Vertrag-
staat, aus dem sie stammen, nach dem Recht dieses
Staates besteuert werden; die Steuer darf aber
15 vom Hundert des Betrages der Zinsen nicht
übersteigen.

(3) Der in diesem Artikel verwendete Ausdruck
„Zinsen" bedeutet Einkünfte aus öffentlichen
Anleihen, aus Obligationen, auch wenn sie durch
Pfandrechte an Grundstücken gesichert oder mit
einer Gewinnbeteiligung ausgestattet sind, und
aus Forderungen jeder Art sowie alle anderen
Einkünfte, die nach dem Steuerrecht des Staates,
aus dem sie stammen, den Einkünften aus Dar-
lehen gleichgestellt sind.

(4) Hat der in einem Vertragstaat ansässige
Empfänger der Zinsen in dem anderen Vertrag-
staat, aus dem die Zinsen stammen, eine Betrieb-
stätte und gehört die Forderung, für die die Zin-
sen gezahlt werden, tatsächlich zu dieser Betrieb-
stätte, ist Artikel 7 anzuwenden.

(5) Zinsen gelten dann als aus einem Vertrag-
staat stammend, wenn der Schuldner dieser Staat
selbst, eine seiner Gebietskörperschaften oder
eine in diesem Staat ansässige Person ist. Hat
aber der Schuldner der Zinsen, ohne Rücksicht
darauf, ob er in einem Vertragstaat ansässig ist
oder nicht, in einem Vertragstaat eine Betrieb-
stätte und ist die Schuld, für die die Zinsen ge-
zahlt werden, für Zwecke der Betriebstätte einge-
gangen worden und trägt die Betriebstätte die
Zinsen, so gelten die Zinsen als aus dem Vertrag-
staat stammend, in dem die Betriebstätte liegt.

(6) Bestehen zwischen Schuldner und Gläubi-
ger oder zwischen jedem von ihnen und einem
Dritten besondere Beziehungen und übersteigen
deshalb die gezahlten Zinsen, gemessen an der
zugrunde liegenden Forderung, den Betrag, den
Schuldner und Gläubiger ohne diese Beziehun-
gen vereinbart hätten, so wird dieser Artikel nur
auf diesen letzten Betrag angewendet. In diesem
Fall darf der übersteigende Betrag nach dem
Recht jedes Vertragstaates und unter Berück-
sichtigung der anderen Bestimmungen dieses
Abkommens besteuert werden.

Artikel 12

Lizenzgebühren

(1) Lizenzgebühren, die aus einem Vertrag-
staat stammen und an eine in dem anderen
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Vertragstaat ansässige Person gezahlt werden,
dürfen in dem anderen Staat besteuert werden.

(2) Diese Lizenzgebühren dürfen jedoch in
dem Vertragstaat, aus dem sie stammen, nach
dem Recht dieses Staates besteuert werden; die
Steuer darf aber 10 vom Hundert des Betrages
der Lizenzgebühren nicht übersteigen.

(3) Der in diesem Artikel verwendete Aus-
druck „Lizenzgebühren" bedeutet Vergütungen
jeder Art, die für die Benutzung oder für das
Recht auf Benutzung von Urheberrechten an
literarischen, künstlerischen oder wissenschaft-
lichen Werken einschließlich kinematographi-
scher Filme sowie Fernsehfilme und -tonbänder,
von Patenten, Marken, Mustern oder Modellen,
Plänen, geheimen Formeln oder Verfahren oder
für die Benutzung oder das Recht auf Benutzung
gewerblicher, kaufmännischer oder wissenschaft-
licher Ausrüstungen oder für die Mitteilung
gewerblicher, kaufmännischer oder wissenschaft-
licher Erfahrungen gezahlt werden.

(4) Hat der in einem Vertragstaat ansässige
Empfänger der Lizenzgebühren in dem anderen
Vertragstaat, aus dem die Lizenzgebühren stam-
men, eine Betriebstätte und gehören die Rechte
oder Vermögenswerte, für die die Lizenzgebüh-
ren gezahlt werden, tatsächlich zu dieser Betrieb-
stätte, ist Artikel 7 anzuwenden.

(5) Lizenzgebühren gelten dann als aus einem
Vertragstaat stammend, wenn der Schuldner
dieser Staat selbst, eine seiner Gebietskörper-
schaften oder eine in diesem Staat ansässige Per-
son ist. Hat aber der Schuldner der Lizenzgebüh-
ren, ohne Rücksicht darauf, ob er in einem Ver-
tragstaat ansässig ist oder nicht, in einem Ver-
tragstaat eine Betriebstätte und ist der Vertrag,
auf Grund dessen die Lizenzgebühren zu zahlen
sind, für Zwecke der Betriebstätte geschlossen
und trägt die Betriebstätte selbst die Lizenzgebüh-
ren, so gelten die Lizenzgebühren als aus dem
Vertragstaat stammend, in dem die Betriebstätte
liegt.

(6) Bestehen zwischen Schuldner und Gläubi-
ger oder zwischen jedem von ihnen und einem
Dritten besondere Beziehungen und übersteigen
deshalb die gezahlten Lizenzgebühren, gemessen
an der zugrunde liegenden Leistung, den Betrag,
den Schuldner und Gläubiger ohne diese Bezie-
hungen vereinbart hätten, so wird dieser Artikel
nur auf diesen letzten Betrag angewendet. In
diesem Fall darf der übersteigende Betrag nach
dem Recht jedes Vertragstaates und unter Be-
rücksichtigung der anderen Bestimmungen die-
ses Abkommens besteuert werden.

Artikel 13

Gewinne aus der Veräußerung von Ver-
mögen

(1) Gewinne aus der Veräußerung unbeweg-
lichen Vermögens im Sinne des Artikels 6 Ab-
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satz 2 dürfen in dem Vertragstaat besteuert wer-
den, in dem dieses Vermögen liegt.

(2) Gewinne aus der Veräußerung beweg-
lichen Vermögens, das Betriebsvermögen einer
Betriebstätte darstellt, die ein Unternehmen eines
Vertragstaates in dem anderen Vertragstaat hat,
oder das zu einer festen Einrichtung gehört, über
die eine in einem Vertragstaat ansässige Person
für die Ausübung eines freien Berufes in dem
anderen Vertragstaat verfügt, einschließlich der-
artiger Gewinne, die bei der Veräußerung einer
solchen Betriebstätte (allein oder zusammen mit
dem übrigen Unternehmen) oder einer solchen
festen Einrichtung erzielt werden, dürfen in dem
anderen Staat besteuert werden. Jedoch dürfen
Gewinne aus der Veräußerung des in Artikel 22
Absatz 3 genannten beweglichen Vermögens nur
in dem Vertragstaat besteuert werden, in dem
dieses bewegliche Vermögen nach dem angeführ-
ten Artikel besteuert werden darf.

(3) Gewinne aus der Veräußerung des in den
Absätzen 1 und 2 nicht genannten Vermögens
dürfen nur in dem Vertragstaat besteuert wer-
den, in dem der Veräußerer ansässig ist. Diese
Gewinne dürfen jedoch in dem anderen Staat
besteuert werden, wenn der Zeitraum zwischen
Anschaffung und Veräußerung sechs Monate
nicht übersteigt und das veräußerte Vermögen
in diesem anderen Staat gelegen ist. Aktien gelten
im Sinn dieses Absatzes als in dem Staat gelegen,
in dem sich der Sitz der Gesellschaft befindet.

Artikel 14

Selbständige Arbeit

(1) Vergütungen, die eine in einem Vertrag-
staat ansässige Person aus einem freien Beruf
bezieht, dürfen nur in diesem Staat besteuert
werden, es sei denn, daß die Tätigkeit in dem
anderen Vertragstaat ausgeübt wird. Wird die
Tätigkeit dort ausgeübt, so dürfen die dafür
bezogenen Vergütungen in dem anderen Staat
besteuert werden.

(2) Ungeachtet des Absatzes 1 dürfen Ver-
gütungen, die eine in einem Vertragstaat ansäs-
sige Person aus einem in dem anderen Vertrag-
staat ausgeübten freien Beruf bezieht, nur in
dem erstgenannten Staat besteuert werden, wenn

a) der Empfänger sich in dem anderen Staat
insgesamt nicht länger ab 183 Tage wäh-
rend des betreffenden Kalenderjahres auf-
hält, und

b) die Vergütungen von einer Person oder für
eine Person gezahlt werden, die nicht in
dem anderen Staat ansässig ist, und

c) die Vergütungen nicht von einer Betrieb-
stätte oder einer festen Einrichtung getra-
gen werden, die die Person, die die Ver-
gütungen zahlt, in dem anderen Staat hat.
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(3) Ungeachtet des Absatzes 1 dieses Artikels
dürfen Vergütungen, die von einer in einem Ver-
tragstaat ansässigen Person an eine in dem ande-
ren Vertragstaat ansässige Person für eine außer-
halb des erstgenannten Staates ausgeübte frei-
berufliche Tätigkeit gezahlt werden, in diesem
erstgenannten Staat mit einem Satz besteuert
werden, der 10 vom Hundert des Bruttobetrages
dieser Vergütungen nicht übersteigt.

(4) Die Bestimmungen der Absätze 1, 2 und 3
dieses Artikels sind auch auf Leistungen eines
Unternehmens anzuwenden, die in Form frei-
beruflicher Tätigkeit erbracht werden.

(5) Ungeachtet des Artikels 7 und der Ab-
sätze 1, 2, 3 und 4 dieses Artikels dürfen Ver-
gütungen, die von einer in einem Vertragstaat
ansässigen Person an ein Unternehmen des ande-
ren Vertragstaates für eine Tätigkeit gezahlt
werden, die in dem erstgenannten Vertragstaat
im Zusammenhang mit einer Bauausführung
oder Montage, deren Dauer sechs Monate nicht
überschreitet, ausgeübt wird, in dem erstgenann-
ten Vertragstaat mit einem Satz besteuert wer-
den, der 10 vom Hundert des Bruttobetrages
dieser Vergütungen nicht übersteigt.

(6) Die in diesem Artikel vorgesehene Begren-
zung des Satzes der in einem Vertragstaat erho-
benen Steuer berührt nicht die Rechtsvorschriften
dieses Staates über die Besteuerung der Netto-
einkünfte aus der geleisteten Arbeit.

Artikel 15
Unselbständige Arbeit

(1) Vorbehaltlich der Artikel 16, 18, 19 und 20
dürfen Gehälter, Löhne und ähnliche Vergütun-
gen, die eine in einem Vertragstaat ansässige Per-
son aus unselbständiger Arbeit bezieht, nur in
diesem Staat besteuert werden, es sei denn,
daß die Arbeit in dem anderen Vertragstaat
ausgeübt wird. Wird die Arbeit dort ausgeübt,
so dürfen die dafür bezogenen Vergütungen in
dem anderen Staat besteuert werden.

(2) Ungeachtet des Absatzes 1 dürfen Ver-
gütungen, die eine in einem Vertragstaat ansäs-
sige Person für eine in dem anderen Vertragstaat
ausgeübte unselbständige Arbeit bezieht, nur in
dem erstgenannten Staat besteuert werden, wenn

a) der Empfänger sich in dem anderen Staat
insgesamt nicht länger als 183 Tage wäh-
rend des betreffenden Kalenderjahres auf-
hält, und

b) die Vergütungen von einem Arbeitgeber
oder für einen Arbeitgeber gezahlt werden,
der nicht in dem anderen Staat ansässig ist,
und

c) die Vergütungen nicht von einer Betrieb-
stätte oder einer festen Einrichtung getra-
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gen werden, die der Arbeitgeber in dem
anderen Staat hat.

(3) Ungeachtet der Absätze 1 und 2 dürfen
Vergütungen für unselbständige Arbeit, die an
Bord eines von einem Unternehmen im inter-
nationalen Verkehr betriebenen Schiffes oder Luft-
fahrzeuges ausgeübt wird, in dem Vertragstaat
besteuert werden, in dem sich der Sitz des Unter-
nehmens befindet.

Artikel 16

Aufsichts- und Verwaltungsratsvergütun-
gen

Aufsichtsrats- und Verwaltungsratsvergütun-
gen und ähnliche Zahlungen, die eine in einem
Vertragstaat ansässige Person in ihrer Eigenschaft
als Mitglied des Aufsichts- oder Verwaltungs-
rates einer Gesellschaft bezieht, die in dem ande-
ren Vertragstaat ansässig ist, dürfen in dem ande-
ren Staat besteuert werden.

Artikel 17

Künstler und Sportler

(1) Ungeachtet der Artikel 14 und 15 dürfen
Einkünfte, die berufsmäßige Künstler, wie Büh-
nen-, Film-, Rundfunk- oder Fernsehkünstler
und Musiker, sowie Sportler aus ihrer in dieser
Eigenschaft persönlich ausgeübten Tätigkeit be-
ziehen, in dem Vertragstaat besteuert werden,
in dem sie diese Tätigkeit ausüben.

(2) Diese Einkünfte dürfen jedoch in dem im
vorstehenden Absatz 1 genannten Staat nicht
besteuert werden, wenn die Tätigkeit anläßlich
eines Besuches in diesem Staat durch eine in dem
anderen Vertragstaat ansässige Person erfolgt
und dieser Besuch von diesem anderen Vertrag-
staat, einer seiner Gebietskörperschaften oder
einer als gemeinnützig anerkannten Einrichtung
oder Organisation dieses anderen Staates finan-
ziert wird.

Artikel 18

Ruhegehälter

Vorbehaltlich des Artikels 19 Absatz 1 dürfen
Ruhegehälter und ähnliche Vergütungen, die
einer in einem Vertragstaat ansässigen Person
für frühere unselbständige Arbeit gezahlt wer-
den, nur in diesem Staat besteuert werden.

Artikel 19

Öffentliche Funktionen

(1) Vergütungen, einschließlich der Ruhegehäl-
ter, die von einem Vertragstaat oder einer seiner
Gebietskörperschaften unmittelbar oder aus
einem errichteten Sondervermögen an eine natür-
liche Person für die diesem Staat oder der Ge-



3356 141. Stück — Ausgegeben am 6. Dezember 1973 — Nr. 595

bietskörperschaft in Ausübung öffentlicher
Funktionen erbrachten Dienste gezahlt werden,
dürfen in diesem Staat besteuert werden.

(2) Auf Vergütungen oder Ruhegehälter für
Dienstleistungen, die im Zusammenhang mit
einer kaufmännischen oder gewerblichen Tätig-
keit eines der Vertragstaaten oder einer seiner
Gebietskörperschaften erbracht werden, finden
die Artikel 15, 16 und 18 Anwendung.

Artikel 20

Studenten und Professoren

(1) Zahlungen, die ein Student oder Lehrling,
der Staatsangehöriger eines Vertragstaates ist und
sich in dem anderen Vertragstaat ausschließlich
zum Studium oder zur Ausbildung aufhält, für
seinen Unterhalt, sein Studium oder seine Aus-
bildung erhält, werden in dem anderen Staat
nicht besteuert, sofern ihm diese Zahlungen aus
Quellen außerhalb des anderen Staates zufließen.

(2) Vergütungen, die ein Professor oder Lehrer
bezieht, der Staatsangehöriger eines Vertrag-
staates ist und der sich in dem anderen Vertrag-
staat zur Ausübung einer Lehrtätigkeit oder
wissenschaftlicher Forschung aufhält, werden in
diesem anderen Staat nicht besteuert, voraus-
gesetzt, daß sich der Professor oder Lehrer dort
nicht dauernd aufhält und diese Vergütungen aus
Quellen außerhalb dieses anderen Staates stam-
men; diese Bestimmung gilt auch für Personen,
die Staatsangehörige eines Vertragstaates sind
und sich in dem anderen Vertragstaat zur Aus-
übung wissenschaftlicher Forschung aufhalten.

(3) Vergütungen aller Art, die für eine ins-
gesamt 183 Tage im Jahr nicht übersteigende
unselbständige Arbeit von Studenten oder Lehr-
lingen bezogen werden, die Staatsangehörige
eines der beiden Vertragstaaten sind und sich
aus diesem Staat in den anderen Vertragstaat
begeben haben, um eine praktische Ausbildung
im Zusammenhang mit ihren Studien oder ihrer
Ausbildung zu erhalten, sind in dem Vertragstaat,
in dem diese unselbständige Arbeit ausgeübt
wird, von der Steuer befreit.

Artikel 21

Nicht ausdrücklich erwähnte Einkünfte

(1) Einkünfte, die ihre Quelle in einem Ver-
tragstaat haben, dürfen in diesem Staat besteuert
werden, es sei denn, daß dieses Abkommen
eine anderslautende Bestimmung enthält.

(2) Einkünfte, die aus Quellen außerhalb der
beiden Vertragstaaten stammen, dürfen nur in
dem Vertragstaat besteuert werden, in dem der
Empfänger dieser Einkünfte ansässig ist, sofern
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sie nicht auf Grund der vorhergehenden Artikel
dieses Abkommens in dem anderen Vertragstaat
besteuert werden dürfen.

Artikel 22
Vermögen

(1) Unbewegliches Vermögen im Sinne des
Artikels 6 Absatz 2 darf in dem Vertragstaat
besteuert werden, in dem dieses Vermögen liegt.

(2) Bewegliches Vermögen, das Betriebsver-
mögen einer Betriebstätte eines Unternehmens
darstellt oder das zu einer der Ausübung eines
freien Berufes dienenden festen Einrichtung
gehört, darf in dem Vertragstaat besteuert wer-
den, in dem sich die Betriebstätte oder die feste
Einrichtung befindet.

(3) Schiffe und Luftfahrzeuge im internatio-
nalen Verkehr sowie bewegliches Vermögen,
das dem Betrieb dieser Schiffe und Luftfahrzeuge
dient, dürfen nur in dem Vertragstaat besteuert
werden, in dem sich der Sitz des Unternehmens
befindet.

(4) Alle anderen Vermögensteile einer in einem
Vertragstaat ansässigen Person dürfen nur in
diesem Staat besteuert werden.

Artikel 23
Vermeidung der Doppelbes teuerung

(1) Bezieht eine in einem Vertragstaat ansässige
Person Einkünfte — mit Ausnahme von Ein-
künften, die unter Absatz 2 fallen — oder hat sie
Vermögen und dürfen diese Einkünfte oder dieses
Vermögen nach diesem Abkommen in dem ande-
ren Vertragstaat besteuert werden, so nimmt der
erstgenannte Staat diese Einkünfte oder dieses
Vermögen von der Besteuerung aus. Diese
Befreiung beschränkt nicht das Recht eines
der beiden Vertragstaaten, die solcherart befreiten
Hinkünfte oder das solcherart befreite Vermögen
bei der Festsetzung des Steuersatzes zu berück-
sichtigen.

(2) Bezieht eine in einem Vertragstaat ansässige
Person Einkünfte, die nach den Artikeln 10, 11,
12, 13 Absatz 3 und 14 Absätze 3 und 5 in dem
anderen Vertragstaat besteuert werden dürfen,
so rechnet der erstgenannte Staat auf die vom
Einkommen dieser Person zu erhebende Steuer
den Betrag an, der der in dem anderen Vertrag-
staat gezahlten Einkommensteuer entspricht.
Der anzurechnende Betrag darf jedoch den Teil
der vor der Anrechnung ermittelten Steuer nicht
übersteigen, der auf die Einkünfte entfällt, die
in dem anderen Vertragstaat besteuert werden
dürfen.

(3) Bezieht eine in Österreich ansässige Person
Zinsen oder Lizenzgebühren aus der Türkischen
Republik und werden diese Zinsen oder Lizenz-
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gebühren dort auf Grund besonderer, nach tür-
kischem Recht zur Förderung der türkischen
Wirtschaftsentwicklung vorgesehenen Maßnah-
men mit einem Satz besteuert, der auf weniger
als 10 vom Hundert ermäßigt ist, so wird auf
die in Österreich von diesen Einkünften erhobene
Steuer unter den in Absatz 2 vorgesehenen Bedin-
gungen ein Betrag von mindestens 10 vom Hun-
dert des Bruttobetrages dieser Zinsen oder dieser
Lizenzgebühren angerechnet.

Artikel 24

Austausch von Informat ionen

(1) Die zuständigen Behörden der Vertragstaa-
ten werden die Informationen austauschen, die
erforderlich sind zur Durchführung dieses Ab-
kommens und des innerstaatlichen Rechts der
Vertragstaaten betreffend die unter das Abkom-
men fallenden Steuern, soweit die diesem Recht
entsprechende Besteuerung mit dem Abkommen
in Einklang steht. Alle so ausgetauschten Infor-
mationen sind geheimzuhalten und dürfen nur
solchen Personen oder Behörden zugänglich
gemacht werden, die mit der Veranlagung oder
Einhebung der unter das Abkommen fallenden
Steuern befaßt sind, die diesbezügliche Rechts-
mittel behandeln oder die hinsichtlich der genann-
ten Steuern strafgerichtliche Verfolgung führen.

(2) Absatz 1 ist auf keinen Fall so auszulegen,
als verpflichte er einen der Vertragstaaten:

a) Verwaltungsmaßnahmen durchzuführen,
die von den Gesetzen oder der Verwaltungs-
praxis dieses oder des anderen Vertrag-
staates abweichen;

b) Angaben zu übermitteln, die nach den Ge-
setzen oder im üblichen Verwaltungsablauf
dieses oder des anderen Vertragstaates
nicht beschafft werden können;

c) Informationen zu erteilen, die ein Handels-,
Geschäfts-, Gewerbe- oder Berufsgeheimnis
oder ein Geschäftsverfahren preisgeben
würden oder deren Erteilung dem Ordre
public widerspräche.

Artikel 25

Gleichbehandlung

(1) Die Staatsangehörigen eines Vertragstaates
dürfen in dem anderen Vertragstaat weder einer
Besteuerung noch einer damit zusammenhängen-
den Verpflichtung unterworfen werden, die anders
oder belastender sind als die Besteuerung und
die damit zusammenhängenden Verpflichtungen,
denen die Staatsangehörigen des anderen Staates
unter gleichen Verhältnissen unterworfen sind
oder unterworfen werden können.

(2) Vorbehaltlich des Absatzes 5 des Artikels 10
darf die Besteuerung einer Betriebstätte, die ein
Unternehmen eines Vertragstaates in dem anderen
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Veittagstaat hat, in dem anderen Staat nicht
ungünstiger sein als die Besteuerung von Unter-
nehmen des anderen Staates, die die gleiche
Tätigkeit ausüben.

Diese Bestimmung ist nicht so auszulegen, als
verpflichte sie einen Vertragstaat, den in dem
anderen Vertragstaat ansässigen Personen Steuer-
freibeträge, -vergünstigungen und -ermäßigun-
gen auf Grund des Personenstandes oder der
Familienlasten zu gewähren, die er den in seinem
Gebiet ansässigen Personen gewährt.

(3) Die Unternehmen eines Vertragstaates,
deren Kapital ganz oder teilweise, unmittelbar
oder mittelbar, einer in dem anderen Vertrag-
staat ansässigen Person oder mehreren solchen
Personen gehört oder ihrer Kontrolle unter-
liegt, dürfen in dem erstgenannten Vertragstaat
weder einer Besteuerung noch einer damit zusam-
menhängenden Verpflichtung unterworfen wer-
den, die anders oder belastender sind als die
Besteuerung und die damit zusammenhängenden
Verpflichtungen, denen andere ähnliche Unter-
nehmen des erstgenannten Staates unterworfen
sind oder unterworfen werden können.

Artikel 26

Verständigungs verfahren

(1) Ist eine in einem Vertragstaat ansässige
Person der Auffassung, daß die Maßnahmen eines
Vertragstaates oder beider Vertragstaaten für sie
zu einer Besteuerung geführt haben oder führen
werden, die diesem Abkommen nicht entspricht,
so kann sie unbeschadet der nach innerstaatlichem
Recht dieser Staaten vorgesehenen Rechtsmittel
ihren Fall der zuständigen Behörde des Vertrag-
staates unterbreiten, in dem sie ansässig ist.

(2) Hält diese zuständige Behörde die Ein-
wendung für begründet und ist sie selbst nicht
in der Lage, eine befriedigende Lösung herbei-
zuführen, so wird sie sich bemühen, den Fall
durch Verständigung mit der zuständigen Be-
hörde des anderen Vertragstaates so zu regeln,
daß eine dem Abkommen nicht entsprechende
Besteuerung vermieden wird.

(3) Die zuständigen Behörden der Vertragstaa-
ten werden sich bemühen, Schwierigkeiten oder
Zweifel, die bei der Auslegung oder Anwendung
des Abkommens entstehen, in gegenseitigem
Einvernehmen zu beseitigen.

(4) Die zuständigen Behörden der Vertragstaa-
ten können zur Herbeiführung einer Einigung
im Sinne der vorstehenden Absätze unmittelbar
miteinander verkehren. Erscheint ein mündlicher
Meinungsaustausch für die Herbeiführung der
Einigung zweckmäßig, so kann ein solcher
Meinungsaustausch in einet Kommission durch-
geführt werden, die aus Vertretern der zustän-
digen Behörden der Vertragstaaten besteht.
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(5) Die Staatsangehörigen eines Vertragstaates,
die in dem anderen Vertragstaat eine unselbstän-
dige Arbeit ausüben, können sich zur Regelung
ihrer damit im Zusammenhang stehenden steuer-
lichen Angelegenheiten der Hilfe von Beamten
bedienen, die von einer Behörde ihres Heimat-
staates zu diesem Zweck in den anderen Vertrag-
staat entsandt wurden. Die Rechte und Pflichten
dieser Behörden und Beamten bestimmen sich
nach den Rechtsvorschriften, die in diesem
anderen Vertragstaat für Bevollmächtigte gelten,
die in gleichen Angelegenheiten tätig sind.

Artikel 27

Diplomatische und konsularische Beamte

Dieses Abkommen berührt nicht die steuer-
lichen Vorrechte, die den diplomatischen und
konsularischen Beamten nach den allgemeinen
Regeln des Völkerrechts oder auf Grund beson-
derer Vereinbarungen zustehen.

Artikel 28

Inkrafttreten

(1) Dieses Abkommen soll ratifiziert und die
Ratifikationsurkunden sollen so bald wie mög-
lich in Ankara ausgetauscht werden.

(2) Dieses Abkommen tritt mit dem Austausch
der Ratifikationsurkunden in Kraft, und seine
Bestimmungen finden Anwendung

a) in der Türkischen Republik für alle Steuer-
zeiträume, die nach dem 1. Jänner des Jah-
res enden, das dem Jahr folgt, in dem das
Abkommen in Kraft getreten ist;

b) in der Republik Österreich für Steuern, die
für Jahre erhoben werden, die dem Jahr
folgen, in dem das Abkommen in Kraft
getreten ist.

Artikel 29

Außerkrafttreten

Dieses Abkommen bleibt in Kraft, solange es
nicht von einem der Vertragstaaten gekündigt
worden ist. Jeder Vertragstaat kann das Abkom-
men auf diplomatischem Weg unter Einhaltung
einer Frist von mindestens sechs Monaten zum
Ende eines Kalenderjahres kündigen. In diesem
Fall findet das Abkommen nicht mehr Anwen-
dung

a) in der Türkischen Republik:
für alle Steuerzeiträume, die am oder nach
dem 31. Dezember des Jahres enden, das
dem Jahr der Kündigung folgt;

b) in der Republik Österreich:
für Steuern, die für Jahre erhoben werden,
die dem Jahr der Kündigung folgen.
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ZU URKUND DESSEN haben die Bevoll-
mächtigten der beiden Staaten dieses Abkommen
unterzeichnet und mit ihren Siegern versehen.

Geschehen zu Wien, am 3. November 1970,
in doppelter Urschrift, in deutscher und türkischer
Sprache, wobei beide Texte gleichermaßen
authentisch sind.

Für die Republik Österreich:
Dt. Josef Hammerschmidt

Für die Türkische Republik:
Rahmi Gümrükcüoglu

die verfassungsmäßige Genehmigung des Nationalrates erhalten hat, erklärt der Bundespräsident
dieses Abkommen für ratifiziert und verspricht im Namen der Republik Österreich die gewissenhafte
Erfüllung der darin enthaltenen Bestimmungen.

Zu Urkund dessen ist die vorliegende Ratifikationsurkunde vom Bundespräsidenten unter-
zeichnet, vom Bundeskanzler, vom Bundesminister für Finanzen und vom Bundesminister für
Auswärtige Angelegenheiten gegengezeichnet und mit dem Staatssiegel der Republik Österreich
versehen worden.

Geschehen zu Wien, am 15. Juni 1971

Der Bundespräsident:
Jonas

Der Bundeskanzler:
Kreisky

Der Bundesminister für Finanzen:
Androsch

Der Bundesminister für Auswärtige Angelegenheiten:
Kirchschläger

Die Ratifikationsurkunden zum vorliegenden Abkommen sind am 24. September 1973 ausge-
tauscht worden; das Abkommen ist somit gemäß seinem Art. 28 Abs. 2 am selben Tag in Kraft
getreten.

Kreisky

596.

Nachdem das von der Allgemeinen Konferenz der Internationalen Arbeitsorganisation in
San Francisco am 9. Juli 1948 angenommene Übereinkommen (Nr. 88) über die Organisation der
Arbeitsmarktverwaltung, welches also lautet:

(Obersetzung)

ÜBEREINKOMMEN
(Nr. 88) ÜBER DIE

ORGANISATION DER
ARBEITSMARKTVERWAL-

TUNG

Die Allgemeine Konferenz der
Internationalen Arbeitsorganisa-
tion,
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die vom Verwaltungsrat des In-
ternationalen Arbeitsamtes
nach San Francisco einbe-
rufen wurde und am 17. Juni
1948 zu ihrer einunddreißig-
sten Tagung zusammen-
getreten ist,

hat beschlossen, verschiedene
Anträge anzunehmen betref-
fend die Organisation der Ar-
beitsmarktverwaltung, eine
Frage, die zum vierten Ge-
genstand ihrer Tagesordnung
gehört, und

dabei bestimmt, daß diese An-
träge die Form eines inter-
nationalen Obereinkommens
erhalten sollen.

Die Konferenz nimmt heute,
am 9. Juli 1948, das folgende
Obereinkommen an, das als
Obereinkommen über die Ar-
beitsmarktverwaltung, 1948, be-
zeichnet wird:

Artikel 1

1. Jedes Mitglied der Inter-
nationalen Arbeitsorganisation,
für das dieses Obereinkommen
in Kraft ist, hat eine öffent-
liche, unentgeltliche Arbeits-
marktverwaltung zu unterhalten
oder für das Bestehen einer sol-
chen Verwaltung zu sorgen.

2. Die Arbeitsmarktverwal-
tung hat zur Hauptaufgabe,
nötigenfalls in Zusammenarbeit
mit anderen beteiligten öffent-
lichen und privaten Stellen, die
bestmögliche Organisation des
Arbeitsmarktes als einen we-
sentlichen Teil des staatlichen
Programmes zur Erzielung und
Aufrechterhaltung der Voll-
beschäftigung sowie zur Steige-
rung und Ausnützung der Pro-
duktionskräfte zu verwirk-
lichen.

Artikel 2
Die Arbeitsmarktverwaltung

hat aus einem das ganze Land
umfassenden System von Ar-
beitsämtern unter Leitung einer
Zentralbehörde zu bestehen.

Artikel 3

1. Dieses System hat ein Netz
von örtlichen und nötigenfalls
regionalen Ämtern zu umfassen.
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Ihre Zahl muß zur Betreuung
jedes Landesteiles ausreichen und
ihre Standorte müssen für Ar-
beitgeber und Arbeitnehmer
günstig gelegen sein.

2. Der Aufbau dieses Netzes
ist

a) allgemein zu überprüfen,

i) wenn sich bedeutsame
Verschiebungen inner-
halb der wirtschaft-
lichen Tätigkeit und
der werktätigen Be-
völkerung ergeben,

ii) wenn die zuständige
Stelle eine allgemeine
Überprüfung als wün-
schenswert erachtet,
um die während einer
Versuchszeit gewon-
nene Erfahrung aus-
zuwerten,

b) abzuändern, wenn eine
solche Überprüfung die
Notwendigkeit einer Ab-
änderung ergibt.

Artikel 4

1. Durch Einsetzung beraten-
der Ausschüsse ist dafür zu sor-
gen, daß Vertreter der Arbeit-
geber und der Arbeitnehmer
zur Mitarbeit bei der Organisa-
tion und Tätigkeit der Arbeits-
marktverwaltung und beim Aus-
bau der Arbeitsmarktpolitik
herangezogen werden.

2. Bei Maßnahmen dieser Art
ist die Errichtung eines zentralen
beratenden Ausschusses oder
mehrerer solcher Ausschüsse und
nötigenfalls von regionalen und
örtlichen Ausschüssen vorzu-
sehen.

3. Die Vertreter der Arbeit-
geber und der Arbeitnehmer in
diesen Ausschüssen sind nach
Anhörung der maßgebenden
Verbände der Arbeitgeber und
der Arbeitnehmer, soweit solche
Verbände bestehen, in gleicher
Zahl zu bestellen.
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Artikel 5

Die allgemeine Politik der
Arbeitsmarktverwaltung ist, so-
weit es sich um die Lenkung
der Arbeitskräfte nach den offe-
nen Stellen handelt, nach An-
hörung von Vertretern der Ar-
beitgeber und der Arbeitneh-
mer im Wege der in Artikel 4
vorgesehenen beratenden Aus-
schüsse festzulegen.

Artikel 6

Die Arbeitsmarktverwaltung
ist so einzurichten, daß eine be-
friedigende Bereitstellung und
Unterbringung der Arbeits-
kräfte gewährleistet wird. Zu
diesem Zwecke hat sie

a) den Arbeitnehmern beim
Aufsuchen einer passenden
Stelle und den Arbeit-
gebern beim Einstellen ge-
eigneter Arbeitskräfte be-
hilflich zu sein und insbe-
sondere nach Vorschriften,
die für das ganze Land zu
erlassen sind,

i) die Stellensuchenden
einzutragen, ihre be-
ruflichen Fähigkeiten,
ihre Erfahrung und
ihre Wünsche zu er-
mitteln, die Frage
ihrer Anstellung mit
ihnen zu erörtern,
nötigenfalls ihre kör-
perliche und beruf-
liche Eignung zu prü-
fen und ihnen je nach
den Umständen zu
einer Berufsberatung,
einer Berufsausbil-
dung oder einer be-
ruflichen Um- oder
Nachschulung zu ver-
helfen,

ii) von den Arbeitgebern
genaue Auskünfte
über die von ihnen
der Verwaltung ge-
meldeten offenen Stel-
len und über die Er-
fordernisse einzu-
holen, denen die für
diese Stellen gesuch-
ten Arbeitnehmer
entsprechen müssen,
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iii) die Bewerber, welche
die erforderlichen be-
ruflichen und körper-
lichen Fähigkeiten be-
sitzen, auf die offenen
Stellen zu verweisen,

iv) den Ausgleich von
Angebot und Nach-
frage auf dem Ar-
beitsmarkt zwischen
den verschiedenen
Arbeitsvermittlungs-
stellen zu regeln, so-
fern die erstbefragte
Stelle nicht in der
Lage ist, die Bewer-
ber angemessen un-
terzubringen oder die
offenen Stellen ange-
messen zu besetzen,
oder wenn sonstige
Umstände diese Maß-
nahme rechtfertigen,

b) geeignete Maßnahmen zu
treffen zur Erleichterung

i) des Berufswechsels, um
das Angebot an Ar-
beitskräften den Be-
schäftigungsmöglich-
keiten in den verschie-
denen Berufen anzu-
passen,

ii) des Ortswechsels, um
die Versetzung von
Arbeitnehmern in
Gebiete mit geeigne-
ten Beschäftigungs-
möglichkeiten zu för-
dern,

iii) der vorübergehenden
Versetzung von Ar-
beitnehmern von ei-
nem Gebiet in ein
anderes, um zeitweili-
gen örtlichen Störun-
gen des Gleichgewich-
tes zwischen Angebot
und Nachfrage von
Arbeitskräften zu be-
gegnen,

iv) der Wanderungen von
Arbeitnehmern aus
einem Lande nach
einem anderen, so-
weit sie von den be-
teiligten Regierungen
genehmigt worden
sind,
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c) alle verfügbaren Unterla-
gen über die Lage und
voraussichtliche Entwick-
lung des Arbeitsmarktes
für das ganze Land und
für die verschiedenen
Wirtschaftszweige, Berufe
und Gebiete, gegebenen-
falls in Zusammenarbeit
mit anderen Behörden
sowie mit den Arbeitge-
bern und den Gewerk-
schaften, zu sammeln und
auszuwerten und diese
Unterlagen den Behörden,
den beteiligten Verbänden
der Arbeitgeber und der
Arbeitnehmer und der
Öffentlichkeit planmäßig
und rasch zur Verfügung
zu stellen,

d) bei der Durchführung der
Arbeitslosenversicherung,
der Arbeitslosenfürsorge
und anderer Hilfsmaßnah-
men für Arbeitslose mit-
zuarbeiten,

e) soweit notwendig, andere
öffentliche oder private
Stellen bei der Ausarbei-
tung von sozialen und
wirtschaftlichen Plänen zu
unterstützen, die geeignet
sind, den Arbeitsmarkt
günstig zu beeinflussen.

Artikel 7

Maßnahmen sind zu treffen,
die

a) innerhalb der verschiede-
nen Arbeitsämter die Spe-
zialisierung nach Berufen
und Wirtschaftszweigen —
wie Landwirtschaft oder
andere Zweige wirtschaft-
licher Tätigkeit — gestat-
ten, soweit eine solche
Spezialisierung von Nut-
zen sein kann,

b) den Bedürfnissen besonde-
rer Gruppen von Stellen-
suchenden, wie der Inva-
liden, in befriedigender
Weise Rechnung tragen.

Artikel 8

Innerhalb der Arbeitsmarkt-
verwaltung und der Berufsbera-
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tung sind besondere Einrichtun-
gen für Jugendliche zu schaffen

und auszubauen.

Artikel 9

1. Das Personal der Arbeits-
marktverwaltung hat aus öffent-
lichen Angestellten zu bestehen,
deren Stellung und Dienstver-
hältnisse ihnen Unabhängigkeit
von Veränderungen in der Re-
gierung und von unzulässigen
äußeren Einflüssen sowie, vor-
behaltlich der Bedürfnisse der
Verwaltung, Stetigkeit der Be-
schäftigung verbürgen.

2. Unbeschadet der von der
innerstaatlichen Gesetzgebung
gegebenenfalls vorgesehenen Be-
dingungen für die Anstellung
im öffentlichen Dienst hat bei
der Auswahl des Personals der
Arbeitsmarktverwaltung aus-
schließlich die Befähigung der
Anwärter für die Erfüllung
ihrer Aufgaben zu entscheiden.

3. Die Art der Feststellung
dieser Befähigung wird von der
zuständigen Stelle bestimmt.

4. Das Personal der Arbeits-
marktverwaltung hat eine für
die Erfüllung seiner Aufgaben
geeignete Ausbildung zu erhal-
ten.

Artikel 10
Die Arbeitsmarktverwaltung

und gegebenenfalls andere Be-
hörden haben in Zusammenar-
beit mit den Verbänden der
Arbeitgeber und der Arbeitneh-
mer und mit anderen beteiligten
Stellen, soweit wie möglich, Ar-
beitgeber und Arbeitnehmer zu
veranlassen, die Arbeitsmarkt-
verwaltung freiwillig und in
vollem Umfang in Anspruch zu
nehmen.

Artikel 11

Die zuständigen Stellen haben
alle notwendigen Maßnahmen
für eine wirksame Zusammen-
arbeit zwischen der Arbeits-
marktverwaltung und den nicht
auf Gewinn gerichteten privaten
Arbeitsvermittlungsbüros zu
treffen.



3368 141. Stück — Ausgegeben am 6. Dezember 1973 — Nr. 596

Artikel 12

1. Umfaßt das Gebiet eines
Mitgliedes ausgedehnte Landes-
teile, in denen die zuständige
Stelle die Bestimmungen dieses
Übereinkommens wegen der
Spärlichkeit der Bevölkerung
oder des Grades ihrer Entwick-
lung für undurchführbar hält,
so kann sie diese Landesteile von
der Durchführung des Überein-
kommens entweder allgemein
oder mit den ihr angemessen
erscheinenden Ausnahmen in
bezug auf bestimmte Betriebe
oder Arbeiten befreien.

2. Jedes Mitglied hat in sei-
nem ersten Jahresbericht, den es
auf Grund von Artikel 22 der
Verfassung der Internationalen
Arbeitsorganisation über die
Durchführung dieses Überein-
kommens vorzulegen hat, alle
Landesteile, für die es von die-
sem Artikel Gebrauch zu machen
beabsichtigt, unter Angabe der
Gründe hiefür zu bezeichnen.
In der Folge darf kein Mitglied
von diesem Artikel für andere
als die in dieser Weise bezeich-
neten Landesteile Gebrauch
machen.

3. Jedes Mitglied, das von den
Bestimmungen dieses Artikels
Gebrauch macht, hat in seinen
späteren Jahresberichten die
Landesteile zu bezeichnen, für
die es auf das Recht verzichtet,
von den Bestimmungen dieses
Artikels Gebrauch zu machen.

Artikel 13

1. Für die in Artikel 35 der
Verfassung der Internationalen
Arbeitsorganisation in der Fas-
sung der Abänderungsurkunde
von 1946 bezeichneten Gebiete,
mit Ausnahme der Gebiete nach
Absatz 4 und 5 des genannten
Artikels in seiner neuen Fassung,
hat jedes Mitglied der Organisa-
tion, das dieses Übereinkommen
ratifiziert, dem Generaldirektor
des Internationalen Arbeitsamtes
sobald wie möglich nach der
Ratifikation eine Erklärung zu
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übermitteln, welche die Gebiete
bekanntgibt,

a) für die es die Verpflich-
tung zur unveränderten
Durchführung der Bestim-
mungen des Übereinkom-
mens übernimmt,

b) für die es die Verpflich-
tung zur Durchführung
der Bestimmungen des
Übereinkommens mit Ab-
weichungen übernimmt,
unter Angabe der Einzel-
heiten dieser Abweichun-
gen,

c) in denen das Übereinkom-
men nicht durchgeführt
werden kann, und in die-
sem Fall die Gründe dafür,

d) für die es sich die Ent-
scheidung vorbehält.

2. Die Verpflichtungen nach
Absatz 1 a) und b) dieses Arti-
kels gelten als Bestandteil der
Ratifikation und haben die Wir-
kung einer solchen.

3. Jedes Mitglied kann die in
der ursprünglichen Erklärung
nach Absatz 1 b), c) und d) die-
ses Artikels mitgeteilten Vorbe-
halte jederzeit durch eine spä-
tere Erklärung ganz oder teil-
weise zurückziehen.

4. Jedes Mitglied kann dem
Generaldirektor zu jedem Zeit-
punkt, in dem das Obereinkom-
men nach Artikel 17 gekündigt
werden kann, eine Erklärung
übermitteln, durch die der In-
halt jeder früheren Erklärung in
sonstiger Weise abgeändert und
die in dem betreffenden Zeit-
punkt in bestimmten Gebieten
bestehende Lage angegeben wird.

Artikel 14
1. Fällt der Gegenstand dieses

Übereinkommens unter die
Selbstregierungsbefugnisse eines
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außerhalb des Mutterlandes ge-
legenen Gebietes, so kann das
für die internationalen Bezie-
hungen dieses Gebietes verant-
wortliche Mitglied im Benehmen
mit dessen Regierung dem Gene-
raldirektor des Internationalen
Arbeitsamtes eine Erklärung
übermitteln, durch die es die
Verpflichtungen aus diesem
Übereinkommen im Namen des
betreffenden Gebietes über-
nimmt.

2. Eine Erklärung betreffend
die Übernahme der Verpflich-
tungen aus diesem Übereinkom-
men kann dem Generaldirektor
des Internationalen Arbeits-
amtes übermittelt werden

a) von zwei oder mehr Mit-
gliedern der Organisation
für ein ihnen gemeinsam
unterstelltes Gebiet,

b) von jeder nach der Charta
der Vereinten Nationen
oder auf Grund einer
anderen Bestimmung für
die Verwaltung eines Ge-
bietes verantwortlichen
internationalen Behörde,
und zwar für das betref-
fende Gebiet.

3. In den dem Generaldirek-
tor des Internationalen Arbeits-
amtes nach den vorstehenden
Absätzen dieses Artikels über-
mittelten Erklärungen ist anzu-
geben, ob das Übereinkommen
in dem betreffenden Gebiet mit
oder ohne Abweichungen durch-
geführt wird; teilt die Erklä-
rung mit, daß die Durchfüh-
rung des Übereinkommens mit
Abweichungen erfolgt, so sind
die Einzelheiten dieser Abwei-
chungen anzugeben.

4. Das beteiligte Mitglied, die
beteiligten Mitglieder oder die
beteiligte internationale Behörde
können jederzeit durch eine spä-
tere Erklärung auf das Recht
der Inanspruchnahme jeder in
einer früheren Erklärung mit-
geteilten Abweichung ganz oder
teilweise verzichten.

5. Das beteiligte Mitglied, die
beteiligten Mitglieder oder die
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beteiligte internationale Behörde
können dem Generaldirektor zu
jedem Zeitpunkt, in dem dieses
Übereinkommen nach Artikel 17
gekündigt werden kann, eine
Erklärung übermitteln, durch
die der Inhalt jeder früheren
Erklärung in sonstiger Weise ab-
geändert und die in dem betref-
fenden Zeitpunkt bestehende
Lage in bezug auf die Durchfüh-
rung dieses Übereinkommens
angegeben wird.

Artikel 15

Die förmlichen Ratifikationen
dieses Übereinkommens sind
dem Generaldirektor des Inter-
nationalen Arbeitsamtes zur
Eintragung mitzuteilen.

Artikel 16

1. Dieses Übereinkommen bin-
det nur diejenigen Mitglieder
der Internationalen Arbeitsor-
ganisation, deren Ratifikation
durch den Generaldirektor ein-
getragen ist.

2. Es tritt in Kraft zwölf Mo-
nate nachdem die Ratifikationen
zweier Mitglieder durch den
Generaldirektor eingetragen
worden sind.

3. In der Folge tritt dieses
Übereinkommen für jedes Mit-
glied zwölf Monate nach der
Eintragung seiner Ratifikation
in Kraft.

Artikel 17

1. Jedes Mitglied, das dieses
Übereinkommen ratifiziert hat,
kann es nach Ablauf von zehn
Jahren, gerechnet von dem Tag,
an dem es zum erstenmal in
Kraft getreten ist, durch An-
zeige an den Generaldirektor des
Internationalen Arbeitsamtes
kündigen. Die Kündigung wird
von diesem eingetragen. Ihre
Wirkung tritt erst ein Jahr nach
der Eintragung ein.

2. Jedes Mitglied, das dieses
Übereinkommen ratifiziert hat
und innerhalb eines Jahres nach
Ablauf des im vorigen Absatz
genannten Zeitraumes von zehn
Jahren von dem in diesem Arti-
kel vorgesehenen Kündigungs-
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recht keinen Gebrauch macht,
bleibt für einen weiteren Zeit-
raum von zehn Jahren gebun-
den. In der Folge kann es dieses
Übereinkommen jeweils nach
Ablauf eines Zeitraumes von
zehn Jahren nach Maßgabe die-
ses Artikels kündigen.

Artikel 18

1. Der Generaldirektor des
Internationalen Arbeitsamtes
gibt allen Mitgliedern der Inter-
nationalen Arbeitsorganisation
Kenntnis von der Eintragung
aller Ratifikationen, Erklärun-
gen und Kündigungen, die ihm
von den Mitgliedern der Orga-
nisation mitgeteilt werden.

2. Der Generaldirektor wird
die Mitglieder der Organisation,
wenn er ihnen von der Eintra-
gung der zweiten Ratifikation,
die ihm mitgeteilt wird, Kennt-
nis gibt, auf den Zeitpunkt auf-
merksam machen, in dem dieses
Übereinkommen in Kraft tritt.

Artikel 19

Der Generaldirektor des
Internationalen Arbeitsamtes
übermittelt dem Generalsekretär
der Vereinten Nationen zwecks
Eintragung nach Artikel 102 der
Charta der Vereinten Nationen
vollständige Auskünfte über alle
von ihm nach Maßgabe der vor-
ausgehenden Artikel eingetrage-
nen Ratifikationen, Erklärungen
und Kündigungen.

Artikel 20

Der Verwaltungsrat des Inter-
nationalen Arbeitsamtes hat,
sooft er es für nötig erachtet,
der Allgemeinen Konferenz
einen Bericht über die Durch-
führung dieses Übereinkom-
mens zu erstatten und zu prü-
fen, ob die Frage seiner gänz-
lichen oder teilweisen Abände-
rung auf die Tagesordnung der
Konferenz gesetzt werden soll.
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Artikel 21

1. Nimmt die Konferenz ein
neues Übereinkommen an, wel-
ches das vorliegende Überein-
kommen ganz oder teilweise ab-
ändert, und sieht das neue Über-
einkommen nichts anderes vor,
so gelten folgende Bestimmun-
gen:

a) Die Ratifikation des neu-
gefaßten Übereinkommens
durch ein Mitglied schließt
ohne weiteres die sofortige
Kündigung des vorliegen-
den Übereinkommens in
sich ohne Rücksicht auf
Artikel 17, vorausgesetzt,
daß das neugefaßte Über-
einkommen in Kraft ge-
treten ist.

b) Vom Zeitpunkt des In-
krafttretens des neugefaß-
ten Übereinkommens an
kann das vorliegende
Übereinkommen von den
Mitgliedern nicht mehr
ratifiziert werden.

2. Indessen bleibt das vor-
liegende Obereinkommen nach
Form und Inhalt jedenfalls in
Kraft für die Mitglieder, die
dieses, aber nicht das neugefaßte
Übereinkommen ratifiziert
haben.

Artikel 22

Der französische und der eng-
lische Wortlaut dieses Überein-
kommens sind in gleicher Weise
maßgebend.

die verfassungsmäßige Genehmigung des Nationalrates erhalten hat, erklärt der Bundespräsident
dieses Übereinkommen für ratifiziert und verspricht im Namen der Republik Österreich die
gewissenhafte Erfüllung der darin enthaltenen Bestimmungen.

Zu Urkund dessen ist die vorliegende Ratifikationsurkunde vom Bundespräsidenten unter-
zeichnet, vom Bundeskanzler gegengezeichnet und mit dem Staatssiegel der Republik Österreich
versehen worden.

Geschehen zu Wien, am 11. August 1973

Der Bundespräsident:
Jonas

Der Bundeskanzler:
Kreisky

Der Nationalrat hat anläßlich der Genehmigung des vorstehenden Staatsvertrages in seiner
Sitzung vom 3. Juli 1973 beschlossen, daß dieser Staatsvertrag im Sinne des Art. 50 Abs. 2 des
Bundes-Verfassungsgesetzes durch Erlassung von Gesetzen zu erfüllen ist.

Die Ratifikation durch Österreich ist am 25. September 1973 durch den Generaldirektor des
Internationalen Arbeitsamtes eingetragen worden; das Übereinkommen tritt daher gemäß seinem
Art. 16 Abs. 3 für Österreich am 25. September 1974 in Kraft.



3374 141. Stück — Ausgegeben am 6. Dezember 1973 — Nr. 597

Bis zum Zeitpunkt der Eintragung der Ratifikation des vorliegenden Übereinkommens
durch Österreich ist die Ratifikation durch folgende weitere Staaten eingetragen worden:
Ägypten, Algerien, Argentinien, Äthiopien, Australien, Belgien, Brasilien, Bundesrepublik Deutsch-
land, Costa Rica, Dänemark, Dominikanische Republik, Frankreich, Ghana, Griechenland, Gua-
temala, Indien, Irak, Irland, Israel, Japan, Jugoslawien, Kanada, Kenia, Kolumbien, Kuba, Libyen,
Luxemburg, Malta, Neuseeland, Niederlande, Nigeria, Norwegen, Panama, Peru, Philippinen,
Portugal, Rumänien, Schweden, Schweiz, Sierra Leone, Singapur, Spanien, Syrien, Tansania,
Thailand, Tschechoslowakei, Tunesien, Türkei, Venezuela, Zaire, Zentralafrikanische Republik,
Zypern.

Kreisky

597.

Nachdem das am 13. Dezember 1968 in Paris zur Unterzeichnung aufgelegte Europäische
Übereinkommen über den Schutz von Tieren beim internationalen Transport, welches also lautet:

(Übersetzung)

EUROPÄISCHES ÜBER-
EINKOMMEN OBER DEN
SCHUTZ VON TIEREN
BEIM INTERNATIONA-

LEN TRANSPORT

Die Mitgliedstaaten des
Europarates, Unterzeichner die-
ses Übereinkommens,

im Hinblick darauf, daß es
das Ziel des Europarates ist,
eine größere Einheit zwischen
seinen Mitgliedstaaten zu er-
reichen, um jene Ideale und
Grundsätze zu schützen und zu
verwirklichen, die ihr gemein-
sames Erbe bilden,

in der Überzeugung, daß die
Forderungen an den internatio-
nalen Transport von Tieren
nicht deren Wohlbefinden ent-
gegenstehen,

in dem Wunsche, die Tiere
während des Transportes so-
weit wie möglich vor Leiden zu
bewahren,

im Hinblick darauf, daß auf
diesem Gebiet durch die An-
nahme gemeinsamer Bestim-
mungen für den internationa-
len Transport von Tieren Fort-
schritte erzielt werden können,

sind wie folgt übereinge-
kommen:

K A P I T E L I

ARTIKEL 1

1. Jede Vertragspartei wird
die in diesem Übereinkommen
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enthaltenen Bestimmungen für
den internationalen Transport
von Tieren anwenden.

2. Im Sinne dieses Überein-
kommens gilt als internationa-
ler Transport jeder Transport,
der die Staatsgrenze überschrei-
tet, ausgenommen jedoch der
kleine Grenzverkehr.

3. Die zuständigen Behörden
des Versandlandes entscheiden
darüber, ob der Transport den
Bestimmungen dieses Überein-
kommens entspricht. Das Be-
stimmungsland oder die Tran-
sitländer können bestreiten,
daß ein bestimmter Transport
den Bestimmungen dieses
Übereinkommens entspricht.
Ein solcher Transport darf je-
doch nur dann aufgehalten
werden, wenn dies für das
Wohlbefinden der Tiere unbe-
dingt erforderlich ist.

4. Jede Vertragspartei wird
die notwendigen Maßnahmen
ergreifen, um im Falle von
Streik oder sonstigen nicht
voraussehbaren Umständen, die
eine strenge Anwendung der
Bestimmungen dieses Überein-
kommens auf ihrem Hoheits-
gebiet verhindern, Leiden der
Tiere zu vermeiden oder auf
ein Mindestmaß zu beschränken.
Dabei werden sie sich von den
in diesem Übereinkommen ent-
haltenen Grundsätzen leiten
lassen.

ARTIKEL 2
Dieses Übereinkommen fin-

det Anwendung auf den inter-
nationalen Transport von

a) Einhufern und Tieren der
Gattung Rind, Schaf, Zie-
ge und Schwein, soweit
sie Haustiere sind (Kapi-
tel II),

b) Hausgeflügel und Haus-
kaninchen (Kapitel III),

c) Hunden und Hauskatzen
(Kapitel IV),

d) anderen Säugetieren und
Vögeln (Kapitel V),

e) kaltblütigen Tieren (Ka-
pitel VI).
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K A P I T E L II
Einhufer und Tiere der Gat-
tung Rind, Schaf, Ziege und
Schwein, soweit sie Haustiere

sind

A. ALLGEMEINE BESTIM-
MUNGEN

ARTIKEL 3
1. Bevor Tiere für internatio-
nale Transporte verladen wer-
den, sind sie von einem amt-
lichen Tierarzt des Versand-
landes zu untersuchen, der ihre
Transportfähigkeit festzustellen
hat. Im Sinne dieses Überein-
kommens ist unter einem amt-
lichen Tierarzt ein durch die
zuständige Behörde bezeichneter
Tierarzt zu verstehen.

2. Die Verladung hat unter
den vom amtlichen Tierarzt
gebilligten Bedingungen zu er-
folgen.

3. Der amtliche Tierarzt stellt
ein Zeugnis aus, in dem die
Identität der Tiere, ihre Trans-
portfähigkeit und nach Mög-
lichkeit auch die Kennummer
des Transportmittels sowie die
Art des verwendeten Fahrzeu-
ges angegeben werden.

4. In bestimmten, durch Ver-
einbarung zwischen den betref-
fenden Vertragsparteien fest-
gelegten Fällen brauchen die
Bestimmungen dieses Artikels
nicht angewendet zu werden.

ARTIKEL 4
Tiere, bei denen voraussicht-

lich während des Transportes
die Geburt eintreten wird oder
die innerhalb von 48 Stunden
vor dem Transport geboren
haben, sind nicht als transport-
fähig anzusehen.

ARTIKEL 5
Der amtliche Tierarzt des

Ausfuhr-, Transit- oder Ein-
fuhrlandes kann an einem von
ihm zu bestimmenden Ort eine
Ruhepause vorschreiben, wäh-
rend der die Tiere die erfor-
derliche Betreuung erhalten sol-
len.
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ARTIKEL 6
1. Die Tiere müssen über an-
gemessenen Raum verfügen
und, sofern nicht besondere
Verhältnisse Gegenteiliges er-
fordern, sich niederlegen kön-
nen.

2. Die Transportmittel oder
Behältnisse müssen so gebaut
sein, daß sie den Tieren Schutz
vor ungünstigen Wetterverhält-
nissen und starken klimatischen
Unterschieden bieten. Lüftung
und Luftraum sind den Trans-
portverhältnissen und der Art
der beförderten Tiere anzu-
passen.

3. Behältnisse, in denen Tiere
befördert werden, sind mit
einem Symbol für lebende
Tiere zu kennzeichnen und müs-
sen ein Zeichen tragen, das die
aufrechte Stellung anzeigt. Die
Behältnisse müssen leicht zu rei-
nigen, ausbruchsicher und so
gebaut sein, daß die Sicherheit
der Tiere gewährleistet ist. Die
Behältnisse müssen weiterhin
die Überwachung und Betreu-
ung der Tiere ermöglichen und
so aufgestellt sein, daß die Luft-
zufuhr nicht beeinträchtigt
wird. Während des Transportes
und der Handhabung müssen
die Behältnisse immer aufrecht
stehen und dürfen starken
Stößen oder Erschütterungen
nicht ausgesetzt werden.

4. Während des Transportes
sind die Tiere mit Wasser und
geeignetem Futter in angemes-
senen Abständen zu versorgen.
Die Tiere dürfen dabei nicht
länger als 24 Stunden ohne
Futter und Wasser bleiben. Die-
se Frist kann jedoch verlängert
werden, wenn die Tiere den
Entladeort innerhalb eines an-
gemessenen Zeitraumes errei-
chen.

5. Einhufer müssen während
des Transportes Halfter tragen.
Diese Bestimmung braucht auf
halfterungewohnte Tiere nicht
angewendet zu werden.

6. Wenn die Tiere angebun-
den sind, müssen die verwen-
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deten Stricke oder die sonsti-
gen Anbindevorrichtungen so
fest sein, daß sie bei normaler
Beanspruchung während des
Transportes nicht reißen; sie
müssen genügend lang sein, da-
mit sich die Tiere gegebenen-
falls niederlegen sowie Futter
und Wasser aufnehmen kön-
nen. Rinder dürfen nicht an
den Hörnern angebunden wer-
den.

7. Einhufern, die nicht in Ein-
zelboxen befördert werden,
sind die Eisen an den Hinter-
hufen abzunehmen.

8. Über 18 Monate alte Stiere
sind vorzugsweise anzubinden.
Sie müssen mit einem Nasen-
ring versehen sein, der jedoch
nur zum Führen verwendet
werden darf.

ARTIKEL 7

1. Werden Tiere verschiedener
Gattungen im gleichen Trans-
portmittel befördert, sind sie
nach Gattungen zu trennen. Wei-
terhin sind Maßnahmen zur
Vermeidung nachteiliger Fol-
gen zu treffen, die sich ergeben
können, wenn von Natur aus
einander feindlich gesinnte Tie-
re in der gleichen Sendung be-
fördert werden. Werden Tiere
verschiedenen Alters im glei-
chen Transportmittel befördert,
so sind ausgewachsene Tiere
und Jungtiere voneinander ge-
trennt zu halten. Diese Ein-
schränkung gilt jedoch nicht für
säugende Muttertiere mit ihren
Jungen. Bei Rindern, Einhu-
fern und Schweinen sind ge-
schlechtsreife, nicht kastrierte
männliche Tiere von den weib-
lichen zu trennen. Ausgewach-
sene Eber sind ebenfalls von-
einander getrennt zu halten;
dasselbe gilt für Hengste.

2. In Laderäumen, in denen
Tiere befördert werden, dürfen
Güter, die das Wohlbefinden
der Tiere beeinträchtigen kön-
nen, nicht verladen werden.

ARTIKEL 8

Für das Verladen und Aus-
laden von Tieren sind geeignete
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Vorrichtungen wie Brücken,
Rampen oder Stege zu verwen-
den. Die Bodenfläche dieser
Vorrichtungen muß so beschaf-
fen sein, daß ein Ausgleiten ver-
hindert wird; die Vorrichtun-
gen sind, soweit notwendig, mit
einem Seitenschutz zu versehen.
Beim Verladen oder Ausladen
dürfen die Tiere nicht am
Kopf, an den Hörnern oder
Beinen hochgehoben werden.

ARTIKEL 9

Der Boden der Transport-
mittel oder Behältnisse muß
stark genug sein, um das Ge-
wicht der beförderten Tiere zu
tragen; er muß dicht gefugt
und gleitsicher sein. Der Bo-
den muß mit einer ausreichen-
den Menge Einstreu zur Auf-
nahme der Exkremente be-
deckt sein, sofern der gleiche
Zweck nicht durch ein anderes
gleichwertiges Verfahren er-
reicht wird.

ARTIKEL 10

Um die notwendige Betreu-
ung der Tiere während des
Transportes zu gewährleisten,
müssen diese begleitet sein, aus-
genommen, wenn

a) Tiere in verschlossenen
Behältnissen befördert
werden;

b) der Transportunterneh-
mer die Aufgaben des Be-
gleiters übernimmt;

c) der Absender einen Be-
auftragten benannt hat,
der die Tiere an geeigne-
ten Aufenthaltsorten be-
treut.

ARTIKEL 11

1. Der Begleiter oder der Be-
auftragte des Absenders hat die
Tiere zu versorgen, zu füttern
und zu tränken und sie gege-
benenfalls zu melken.

2. Milchgebende Kühe sind in
Abständen von nicht mehr als
12 Stunden zu melken.
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3. Um dem Begleiter die Be-
treuung zu ermöglichen, muß
er gegebenenfalls über geeignete
Beleuchtungsmittel verfügen.

ARTIKEL 12

Während des Transportes er-
krankte oder verletzte Tiere
müssen sobald wie möglich
tierärztlich behandelt und so-
weit notwendig nur in einer
Weise geschlachtet werden, die
unnötiges Leiden vermeidet.

ARTIKEL 13

Tiere sind nur in Transport-
mittel oder Behältnisse zu ver-
laden, die zuvor gründlich ge-
reinigt worden sind. Tote
Tiere, Einstreu und Exkremente
sind so bald wie möglich zu
entfernen.

ARTIKEL 14

Die Tiere sind so schnell wie
möglich zum Bestimmungsort
zu befördern. Verzögerungen,
besonders bei der Umladung
und auf Verschiebebahnhöfen,
sind auf ein Mindestmaß zu be-
schränken.

ARTIKEL 15

Um Grenzformalitäten bei
der Einfuhr und beim Transit
so zügig wie möglich abwickeln
zu können, sind Tiersendungen
den Kontrollstellen so früh wie
möglich vorzumelden. Bei der
Erledigung dieser Formalitäten
sollten Tiersendungen vorran-
gig behandelt werden.

ARTIKEL 16

An Stellen, an denen die
Gesundheitskontrolle durchge-
führt wird und über die ein
bedeutender und regelmäßiger
Tierverkehr stattfindet, müssen
Anlagen für das Ausruhen, Füt-
tern und Tränken vorhanden
sein.
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B. BESONDERE BESTIM-
MUNGEN FÜR DEN EISEN-

BAHNTRANSPORT

ARTIKEL 17

Jeder Eisenbahnwagen, in
dem Tiere befördert werden,
muß mit einem Symbol für le-
bende Tiere gekennzeichnet sein.
Wenn Spezialwagen für den
Transport von Tieren nicht zur
Verfügung stehen, sind die Tie-
re in gedeckten Wagen zu be-
fördern, die eine hohe Fahr-
geschwindigkeit zulassen und
mit genügend großen Lüftungs-
öffnungen ausgerüstet sind. Die-
se müssen so beschaffen sein,
daß die Tiere nicht ausbrechen
können und ihre Sicherheit ge-
währleistet ist. Die Innenwände
der Wagen müssen aus Holz
oder anderem geeigneten, glat-
tem Material bestehen und in
angemessener Höhe mit Rin-
gen oder Stangen versehen sein,
an denen die Tiere festgebun-
den werden können.

ARTIKEL 18

Einhufer sind so anzubinden,
daß sie bei Querverladung zur
gleichen Seite des Wagens schau-
en oder bei Längsverladung
sich mit dem Kopf gegenüber-
stehen. Junge und halfterunge-
wohnte Tiere sollen jedoch nicht
angebunden werden.

ARTIKEL 19

Großtiere sind so zu ver-
laden, daß sich ein Begleiter
zwischen ihnen bewegen kann.

ARTIKEL 20

Sofern die Trennung der
Tiere nach Artikel 7 erforder-
lich ist, kann sie entweder,
wenn der Platz dies zuläßt,
durch Anbinden der Tiere an
getrennten Stellen des Wagens
oder durch geeignete Trenn-
wände erfolgen.

ARTIKEL 21

Bei der Zugbildung und bei
jeder Verschubbewegung ist
jede Vorsorge zu treffen, daß
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heftige Stöße der Wagen, in
denen sich Tiere befinden, ver-
mieden werden.

C. BESONDERE BESTIM-
MUNGEN FÜR DEN STRAS-

SENTRANSPORT
ARTIKEL 22

Die Fahrzeuge müssen aus-
bruchsicher und so beschaffen
sein, daß die Sicherheit der
Tiere gewährleistet ist; sie
müssen überdies mit einem Dach
versehen sein, das einen wirk-
samen Schutz vor Witterungs-
einflüssen bietet.

ARTIKEL 23
Fahrzeuge, die der Beförde-

rung von Großtieren dienen,
die normalerweise anzubinden
sind, müssen mit Anbindevor-
richtungen versehen sein. Ist
eine Unterteilung der Fahr-
zeuge erforderlich, so müssen
die Trennwände aus wider-
standsfähigem Material beste-
hen.

ARTIKEL 24
Die Fahrzeuge müssen Ram-

pen mitführen, die den Anfor-
derungen des Artikels 8 ent-
sprechen.

D. BESONDERE BESTIM-
MUNGEN FÜR DEN

SCHIFFSTRANSPORT
ARTIKEL 25

Die Einrichtung der Schiffe
muß so beschaffen sein, daß
Tiere, ohne sich zu verletzen
und ohne vermeidbare Leiden,
befördert werden können.

ARTIKEL 26
Tiere dürfen nicht auf offe-

nem Deck transportiert wer-
den, es sei denn, in ausreichend
gesicherten Behältnissen oder
in festen Aufbauten, die von
der zuständigen Behörde ge-
nehmigt sind und ausreichen-
den Schutz vor der See und vor
Witterungseinflüssen bieten.
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ARTIKEL 27

Die Tiere sind anzubinden
oder in geeigneter Weise in Ver-
schlagen oder Behältnissen
unterzubringen.

ARTIKEL 28
Verschlage oder Behältnisse, in

denen Tiere untergebracht sind,
müssen ausreichend zugänglich
sein. Beleuchtungsvorrichtungen
müssen vorhanden sein.

ARTIKEL 29
Die Anzahl der Begleiter

muß unter Berücksichtigung der
Zahl der Tiere sowie der Trans-
portdauer ausreichend sein.

ARTIKEL 30
Alle Teile des Schiffes, in de-

nen Tiere untergebracht sind,
müssen Abflußanlagen haben
und sind in sauberem Zustand
zu halten.

ARTIKEL 31
Ein von der zuständigen Be-

hörde genehmigtes Gerät ist zur
allenfalls notwendigen Tötung
von Tieren mitzuführen.

ARTIKEL 32
Die zur Beförderung von

Tieren verwendeten Schiffe sind
vor Antritt der Fahrt unter
Berücksichtigung der Art und
Zahl der zu befördernden Tiere
sowie der Dauer des Trans-
portes mit der von der zu-
ständigen Behörde des Versand-
landes erforderlich gehaltenen
Menge an Trinkwasser und ge-
eigneten Futtermitteln auszu-
rüsten.

ARTIKEL 33
Einrichtungen sind vorzu-

sehen, um kranke oder verletzte
Tiere während des Transportes
abzusondern; gegebenenfalls ist
erste Hilfe zu leisten.
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ARTIKEL 34

Die Bestimmungen der Ar-
tikel 25 bis 33 gelten nicht für
Tiere, die in Eisenbahnwagen
oder Straßenfahrzeugen verla-
den auf Fährbooten oder ähn-
lichen Schiffen befördert wer-
den.

E. BESONDERE BESTIM-
MUNGEN FÜR DEN LUFT-

TRANSPORT

ARTIKEL 35

Tiere sind in Behältnissen
oder Boxen zu befördern, die
der jeweiligen Tierart genügen.
Ausnahmen hievon sind nur
zulässig, wenn durch geeignete
Einrichtungen dafür gesorgt ist,
daß die Bewegungsfreiheit der
Tiere eingeschränkt ist.

ARTIKEL 36

Vorsichtsmaßnahmen sind zu
treffen, damit unter Berücksich-
tigung der jeweiligen Tierart
zu hohe oder zu niedrige Tem-
peraturen an Bord vermieden
werden. Darüber hinaus müs-
sen starke Luftdruckschwan-
kungen vermieden werden.

ARTIKEL 37
An Bord von Frachtflugzeu-

gen ist ein von der zuständigen
Behörde genehmigtes Gerät zur
allenfalls notwendigen Tötung
der Tiere mitzuführen.

K A P I T E L III

Hausgeflügel und Haus-
kaninchen

ARTIKEL 38

Die folgenden Bestimmun-
gen des Kapitels II gelten sinn-
gemäß für den Transport von
Hausgeflügel und Hauskanin-
chen: Artikel 6 Absätze 1 bis
3, Artikel 7, 13 bis einschließ-
lich 17, Artikel 21, 22, 25 bis
einschließlich 30, Artikel 32,
34 bis einschließlich 36.

ARTIKEL 39

1. Kranke oder verletzte Tiere
sind nicht als transportfähig an-
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zusehen. Unterwegs erkrankten
oder verletzten Tieren ist so
schnell wie möglich erste Hilfe
zu leisten; erforderlichenfalls
sind sie tierärztlich zu unter-
suchen.

2. Werden Tiere in Behältnis-
sen verladen, die übereinander
gestapelt sind, oder werden sie
in mehrbödigen Fahrzeugen
befördert, so sind die notwen-
digen Vorsichtsmaßnahmen zu
treffen, um zu vermeiden, daß
Exkremente auf darunter be-
findliche Tiere fallen.

3. Geeignetes Futter und er-
forderlichenfalls Wasser muß in
ausreichender Menge zur Ver-
fügung stehen, ausgenommen

a) wenn die Transportdauer
weniger als 12 Stunden
beträgt;

b) für Küken aller Art, de-
ren Transport weniger als
24 Stunden dauert, vor-
ausgesetzt, daß er inner-
halb von 72 Stunden nach
dem Schlupf beendet ist.

K A P I T E L IV

Hunde und Hauskatzen

ARTIKEL 40

1. Die Bestimmungen dieses
Kapitels gelten für den Trans-
port von Hunden und Haus-
katzen, ausgenommen solche
Tiere, die von ihrem Besitzer
oder dessen Beauftragten beglei-
tet sind.

2. Die folgenden Bestimmun-
gen des Kapitels II gelten sinn-
gemäß für den Transport von
Hunden und Hauskatzen: Ar-
tikel 4, Artikel 6 Absätze 1 bis
einschließlich 3, Artikel 7, 9,
10, Artikel 11 Absätze 1 und
3. Artikel 12 bis einschließlich
17, Artikel 20 bis einschließlich
23, Artikel 25 bis einschließlich
29 und Artikel 31 bis ein-
schließlich 37.

ARTIKEL 41

Auf dem Transport befind-
liche Tiere sind in Abständen
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von nicht mehr als 24 Stunden
zu füttern und in Abständen
von nicht mehr als 12 Stunden
zu tränken. Klare schriftliche
Anweisungen über Fütterung
und Tränkung müssen beigege-
ben werden. Läufige Hündin-
nen sind von Rüden getrennt
zu halten.

K A P I T E L V

Andere Säugetiere und Vögel

ARTIKEL 42

1. Die Bestimmungen dieses
Kapitels gelten für den Trans-
port solcher Säugetiere und
Vögel, die nicht bereits von den
Bestimmungen der vorherge-
henden Kapitel erfaßt sind.

2. Die folgenden Bestimmun-
gen des Kapitels II gelten sinn-
gemäß für den Transport der
unter dieses Kapitel fallenden
Tiergattungen: Artikel 4 und 5,
Artikel 6 Absätze 1 bis ein-
schließlich 3, Artikel 7 bis ein-
schließlich 10, Artikel 11 Ab-
sätze 1 und 3, Artikel 12 bis
einschließlich 17, Artikel 20 bis
einschließlich 37.

ARTIKEL 43

Die Tiere dürfen nur in ge-
eigneten Fahrzeugen oder Be-
hältnissen befördert werden, an
denen gegebenenfalls Hinweise
anzubringen sind, daß es sich
um wilde, ängstliche oder ge-
fährliche Tiere handelt. Außer-
dem müssen klare schriftliche
Weisungen über Fütterung und
Tränkung sowie über erforder-
liche Sonderbetreuung beigege-
ben sein.

ARTIKEL 44

Geweihtragende Tiere dürfen
während der Bastzeit nicht
transportiert werden, es sei
denn unter besonderen Vor-
sichtsmaßnahmen.

ARTIKEL 45

Die unter dieses Kapitel fal-
lenden Tiere sind nach den
Weisungen zu betreuen, auf die
in Artikel 43 hingewiesen wird.
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K A P I T E L VI

Kaltblütige Tiere

ARTIKEL 46

Kaltblütige Tiere sind in Be-
hältnissen und unter Bedingun-
gen, insbesondere hinsichtlich
Raum, Belüftung und Tempe-
ratur, sowie erforderlichenfalls
mit so viel Wasser und Sauer-
stoff zu befördern, wie für die
jeweilige Art als notwendig er-
achtet werden. Sie sind sobald
wie möglich an ihren Bestim-
mungsort zu befördern.

K A P I T E L VH

Beilegung von Streitigkeiten

ARTIKEL 47

1. Im Streitfalle über die Aus-
legung oder die Anwendung
der Bestimmungen dieses Über-
einkommens haben die zustän-
digen Behörden der betreffen-
den Vertragsparteien einander
zu konsultieren. Jede Vertrags-
partei hat dem Generalsekretär
des Europarates Namen und
Anschriften ihrer zuständigen
Behörden bekanntzugeben.

2. Konnte der Streitfall auf
diesem Wege nicht beigelegt
werden, so wird er auf Ersu-
chen der einen oder anderen
der streitenden Parteien vor ein
Schiedsgericht gebracht. Jede
Partei benennt einen Schieds-
richter und die beiden Schieds-
richter benennen einen Ob-
mann. Hat eine der beiden
streitenden Parteien innerhalb
von drei Monaten nach Bean-
tragung eines Schiedsverfahrens
ihren Schiedsrichter nicht be-
nannt, wird er auf Ersuchen
der anderen Partei vom Präsi-
denten des Europäischen Ge-
richtshofes für Menschenrechte
benannt. Falls der Letztere
Staatsangehöriger einer der
streitenden Parteien ist, wird
diese Aufgabe vom Vizepräsi-
denten des Gerichtshofes oder,
falls dieser Staatsangehöriger
einer der streitenden Parteien
ist, vom Dienstältesten der
Richter des Gerichtshofes durch-
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geführt, die nicht Staatsange-
hörige einer der streitenden
Parteien sind. Das gleiche Ver-
fahren ist zu befolgen, wenn
sich die Schiedsrichter nicht
über die Wahl des Obmannes
einigen können.

3. Das Schiedsgericht hat sein
eigenes Verfahren festzulegen.
Seine Entscheidungen werden
mit Stimmenmehrheit getrof-
fen. Sein Schiedsspruch, der sich
auf dieses Übereinkommen zu
stützen hat, ist endgültig.

K A P I T E L VIII

Schlußbestimmungen

ARTIKEL 48

1. Dieses Übereinkommen
liegt zur Unterzeichnung durch
die Mitgliedstaaten des Euro-
parates auf. Es bedarf der Rati-
fikation oder Annahme. Die
Ratifikations- oder Annahme-
urkunden sind beim General-
sekretär des Europarates zu
hinterlegen.

2. Dieses Übereinkommen
tritt sechs Monate nach dem
Tage der Hinterlegung der
vierten Ratifikations- oder An-
nahmeurkunde in Kraft.

3. Für Unterzeichnerstaaten,
die das Übereinkommen nach-
träglich ratifizieren oder an-
nehmen, tritt es sechs Monate
nach dem Tage der Hinterle-
gung der Ratifikations- oder
Annahmeurkunde in Kraft.

ARTIKEL 49

1. Nach dem Inkrafttreten die-
ses Übereinkommens kann das
Ministerkomitee des Europa-
rates jeden Nichtmitgliedstaat
einladen, dem Übereinkommen
beizutreten.

2. Der Beitritt erfolgt durch
Hinterlegung einer Beitrittsur-
kunde beim Generalsekretär des
Europarates; er wird sechs Mo-
nate nach dem Tage der Hin-
terlegung der Urkunde wirk-
sam.
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ARTIKEL 50

1. Jede Vertragspartei kann
mit der Unterzeichnung oder
Hinterlegung ihrer Ratifika-
tions-, Annahme- oder Beitritts-
urkunde das Hoheitsgebiet oder
die Hoheitsgebiete bezeichnen,
auf die dieses Übereinkommen
Anwendung finden soll.

2. Jede Vertragspartei kann
bei der Hinterlegung ihrer Ra-
tifikations-, Annahme- oder
Beitrittsurkunde oder zu jedem
späteren Zeitpunkt durch eine
an den Generalsekretär des
Europarates gerichtete Erklä-
rung die Anwendung dieses
Übereinkommens auf ein ande-
res oder andere in der Erklä-
rung bezeichnete Hoheitsgebiete
ausdehnen, dessen oder deren
internationale Beziehungen sie
wahrnimmt oder in dessen oder
deren Namen sie befugt ist,
Verpflichtungen einzugehen.

3. Jede auf Grund des obigen
Absatzes abgegebene Erklärung
kann für jedes in der Erklä-
rung bezeichnete Hoheitsgebiet
gemäß dem in Artikel 51 die-
ses Übereinkommens festgeleg-
ten Verfahren zurückgezogen
werden.

ARTIKEL 51

1. Dieses Übereinkommen
bleibt für unbegrenzte Zeit in
Kraft.

2. Jede Vertragspartei kann,
soweit sie betroffen ist, durch
eine an den Generalsekretär des
Europarates gerichtete Note
dieses Übereinkommen kündi-
gen.

3. Die Kündigung wird sechs
Monate nach Eingang der Note
beim Generalsekretär wirksam.

ARTIKEL 52

Der Generalsekretär des
Europarates zeigt den Mitglied-
staaten des Rates und allen
dem Übereinkommen beigetre-
tenen Staaten an:
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a) jede Unterzeichnung;
b) jede Hinterlegung einer

Ratifikations-, Annahme-
oder Beitrittsurkunde;

c) den jeweiligen Zeitpunkt
des Inkrafttretens dieses
Obereinkommens gemäß
Artikel 48;

d) jede in Ausführung des
Artikels 50 Absätze 2 und
3 eingegangene Erklä-
rung;

e) jede in Ausführung der Be-
stimmungen des Artikels
51 eingegangene Note und
den Zeitpunkt, an dem
die Kündigung wirksam
wird;

f) jede gemäß Artikel 47
Absatz 1 eingegangene
Mitteilung.

Zu Urkund dessen haben die
hiezu ermächtigten Unter-
zeichneten das vorliegende
Übereinkommen unterschrie-
ben.

Geschehen zu Paris am
13. Dezember 1968 in engli-
scher und französischer Spra-
che, wobei jeder Wortlaut
gleichermaßen verbindlich ist,
in einer einzigen Urschrift, die
im Archiv des Europarates hin-
terlegt wird. Der Generalsekre-
tär des Europarates übermittelt
allen unterzeichnenden und bei-
tretenden Staaten beglaubigte
Abschriften.

Für die Regierung der
Republik Österreich:

Für die Regierung des
Königreiches Belgien:

Für die Regierung der
Republik Cypern:

Für die Regierung des
Königreiches Dänemark:

Für die Regierung der
Französischen Republik:

Für die Regierung der
Bundesrepublik Deutschland:

Für die Regierung des
Königreiches Griechenland:
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Für die Regierung der
Republik Island:

Für die Regierung von Irland:

Für die Regierung der
Italienischen Republik:

Für die Regierung des
Großherzogtums Luxemburg :

Für die Regierung von Malta:

Für die Regierung des
Königreiches der Niederlande:

Für die Regierung des
Königreiches Norwegen:

Für die Regierung des
Königreiches Schweden:

Für die Regierung der
Schweizerischen Eidgenossenschaft:

Für die Regierung der
Türkischen Republik:

Für die Regierung des
Vereinigten Königreiches Groß-

britannien und Nordirland:

die verfassungsmäßige Genehmigung des Nationalrates erhalten hat, erklärt der Bundespräsident
dieses Übereinkommen für ratifiziert und verspricht im Namen der Republik Österreich die
gewissenhafte Erfüllung der darin enthaltenen Bestimmungen.

Zu Urkund dessen ist die vorliegende Ratifikationsurkunde vom Bundespräsidenten unter-
zeichnet, vom Bundeskanzler gegengezeichnet und mit dem Staatssiegel der Republik Österreich
versehen worden.

Geschehen zu Wien, am 11. August 1973

Der Bundespräsident:
Jonas

Der Bundeskanzler:
Kreisky

Der Nationalrat hat anläßlich der Genehmigung des vorstehenden Staatsvertrages in seiner
Sitzung vom 4. April 1973 beschlossen, daß dieser Staatsvertrag im Sinne des Art. 50 Abs. 2 des
Bundes-Verfassungsgesetzes durch Erlassung von Gesetzen zu erfüllen ist.

Die österreichische Ratifikationsurkunde zum vorliegenden Übereinkommen wurde am
14. September 1973 beim Generalsekretär des Europarates hinterlegt; das Übereinkommen tritt
somit gemäß seinem Art. 48 Abs. 3 am 15. März 1974 für Österreich in Kraft.

Derzeit gehören folgende weitere Staaten dem Übereinkommen an: Dänemark (ausgenommen
die Färöer-Inseln und Grönland), Island, Luxemburg, Norwegen, Schweden und die Schweiz.

Kreisky
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598.

Nachdem das Protokoll über den Beitritt der Volksrepublik Bangladesh zum Allgemeinen
Zoll- und Handelsabkommen, welches also lautet:

(Übersetzung)
(GATT)

P R O T O K O L L
ÜBER DEN BEITRITT

DER VOLKSREPUBLIK
BANGLADESH ZUM

ALLGEMEINEN ZOLL-
UND HANDELSABKOM-

MEN

Die Regierungen, die Ver-
tragsparteien des Allgemeinen
Zoll- und Handelsabkommens
sind (im folgenden als „Ver-
tragsparteien" bzw. als „Allge-
meines Abkommen" bezeich-
net), die Europäische Wirt-
schaftsgemeinschaft sowie die
Regierung der Volksrepublik
Bangladesh (im folgenden als
„Bangladesh" bezeichnet) sind,

UNTER BEDACHT-
NAHME auf die Note der
Regierung von Bangladesh vom
10. Oktober 1972 betreffend
den Beitritt,

DURCH IHRE VERTRE-
TER wie folgt übereingekom-
men:

Teil I — Allgemeine Bestim-
mungen

1. Bangladesh wird, sobald
dieses Protokoll gemäß Ziffer 6
in Kraft tritt, zu einer Vertrags-
partei des Allgemeinen Abkom-
mens im Sinne seines Arti-
kels XXXII und wendet nach
Maßgabe dieses Protokolls vor-
läufig wie folgt an:

a) Die Teile I, III und IV des
Allgemeinen Abkommens
und

b) Teil II des Allgemeinen
Abkommens im größt-
möglichen Ausmaß, das
mit seinen am Tage des
Datums dieses Protokolls
bestehenden Rechtsvor-
schriften vereinbar ist.
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Die Verpflichtungen, die in Ar-
tikel I Abs. 1 gemäß einer Be-
zugnahme auf Artikel III ent-
halten sind sowie die Ver-
pflichtungen, die in Artikel II
Abs. 2 lit. b) gemäß einer Be-
zugnahme auf Artikel VI des
Allgemeinen Abkommens ent-
halten sind, werden für die
Zwecke dieser Ziffer als zum
Teil II gehörig angesehen.

2. a) Falls in diesem Proto-
koll nichts anderes be-
stimmt ist, sind die von
Bangladesh anzuwenden-
den Bestimmungen des
Allgemeinen Abkommens
diejenigen, die in dem
Text enthalten sind, wel-
cher der Schlußakte der
zweiten Tagung des Vor-
bereitenden Komitees der
Konferenz der Vereinten
Nationen für Handel und
Beschäftigung angeschlos-
sen ist, und zwar in der
durch solche Übereinkom-
men berichtigten, ergänz-
ten oder auf andere Weise
geänderten Fassung, die
am Tage, an dem Bangla-
desh Vertragspartei wird,
in Kraft stehen.

b) In den Fällen, in denen
Artikel V Abs. 6, Arti-
kel VII Abs. 4 lit. d) und
Artikel X Abs. 3 lit. c) des
Allgemeinen Abkommens
auf das Datum jenes Ab-
kommens Bezug nehmen,
ist für Bangladesh das
Datum dieses Protokolls
anzuwenden.

Teil II — Liste der Zollzuge-
ständnisse

3. Die Liste in der Anlage
wird, sobald dieses Protokoll in
Kraft tritt, zu einer Liste des
Allgemeinen Abkommens für
Bangladesh.

4. a) In den Fällen, in denen
Artikel II Abs. 1 des All-
gemeinen Abkommens auf
das Datum jenes Abkom-
mens Bezug nimmt, ist
das Datum, das hinsicht-
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lich jeder Ware anzuwen-
den ist, die den Gegen-
stand eines Zollzugeständ-
nisses in der diesem Pro-
tokoll beigeschlossenen
Liste bildet, das Datum
dieses Protokolls,

b) Für die Zwecke des in Ar-
tikel II Abs. 6 lit. a) des
Allgemeinen Abkommens
enthaltenen Hinweises auf
das Datum jenes Abkom-
mens ist das für die die-
sem Protokoll angeschlos-
sene Liste anzuwendende
Datum das Datum dieses
Protokolls.

Teil III — Schlußbestimmungen

5. Dieses Protokoll wird beim
Generaldirektor der VER-
TRAGSPARTEIEN hinterlegt.
Es liegt zur Unterzeichnung
durch Bangladesh bis 31. Jän-
ner 1973 auf. Es liegt auch zur
Unterzeichnung durch die Ver-
tragsparteien und die Euro-
päische Wirtschaftsgemeinschaft
auf.

6. Dieses Protokoll tritt am
dreißigsten Tag nach dem Tag
der Unterzeichnung durch
Bangladesh in Kraft.

7. Nachdem Bangladesh nach
Ziffer 1 dieses Protokolls eine
Vertragspartei des Allgemeinen
Abkommens geworden ist, kann
es dem Allgemeinen Abkom-
men auf Grund der Bestimmun-
gen dieses Protokolls durch
Hinterlegung einer Beitritts-
urkunde beim Generaldirektor
beitreten. Dieser Beitritt wird
an dem Tag wirksam, an dem
das Allgemeine Abkommen ge-
mäß Artikel XXVI in Kraft
tritt oder am dreißigsten Tag
nach dem Tag der Hinterlegung
der Beitrittsurkunde, je nach-
dem, welcher Zeitpunkt der
spätere ist. Der Beitritt zum
Allgemeinen Abkommen ge-
mäß dieser Ziffer wird für die
Zwecke des Artikels XXXII
Abs. 2 jenes Abkommens als
Annahme des Abkommens ge-
mäß seinem Artikel XXVI
Abs. 4 angesehen.
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8. Bangladesh kann die vor-
läufige Anwendung des Allge-
meinen Abkommens vor seinem
Beitritt zum Allgemeinen Ab-
kommen gemäß Ziffer 7 zu-
rücknehmen. Eine derartige
Zurücknahme wird am sechzig-
sten Tag nach dem Tag wirk-
sam, an dem eine schriftliche
Mitteilung hierüber beim Gene-
raldirektor einlangt.

9. Der Generaldirektor über-
mittelt unverzüglich eine be-
glaubigte Abschrift dieses Pro-
tokolls und eine Notifikation
über jede Unterzeichnung des-
selben gemäß Ziffer 5 an jede
Vertragspartei, an die Euro-
päische Wirtschaftsgemeinschaft
und an Bangladesh.

10. Dieses Protokoll wird ge-
mäß Artikel 102 der Satzung
der Vereinten Nationen regi-
striert.

GESCHEHEN zu Genf, am
7. November 1972 in einer ein-
zigen Urschrift in englischer
und französischer Sprache, wo-
bei beide Texte authentisch sind,
es sei denn, daß für die dem
Protokoll angeschlossene Liste
von Zollzugeständnissen eine
anders lautende Regelung vor-
gesehen ist.

die verfassungsmäßige Genehmigung des Nationalrates erhalten hat, erklärt der Bundespräsident
dieses Protokoll für ratifiziert und verspricht im Namen der Republik Österreich die gewissenhafte
Erfüllung der darin enthaltenen Bestimmungen.

Zu Urkund dessen ist die vorliegende Ratifikationsurkunde vom Bundespräsidenten unter-
zeichnet, vom Bundeskanzler gegengezeichnet und mit dem Staatssiegel der Republik Österreich
versehen worden.

Geschehen zu Wien, am 18. August 1973

Der Bundespräsident:
Jonas

Der Bundeskanzler:
Kreisky

Die österreichische Ratifikationsurkunde zu vorliegendem Protokoll ist am 2. Oktober 1973
beim GATT-Sekretariat hinterlegt worden; das Protokoll ist von Bangladesh am 16. November
1972 unterzeichnet worden.

Kreisky
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